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Lange Zeit galten Öffentlich-Private Partnerschaf-
ten (ÖPP) als ein vielversprechender und in vie-
len Ländern bereits erprobter Weg, um öffentli-
che Leistungen schneller, früher und kostengüns-
tiger bereit zu stellen. Auch in Deutschland gibt 
es mittlerweile eine Vielzahl praktischer Erfah-
rungen mit ÖPP-Projekten. Der bisherige Erfolg 
dieser Projekte wird  kon trovers diskutiert. Einige 
Landesrechnungshöfe (Bayern, Baden-Württem-
berg) warnen gar vor „versteckter öffentlicher 
Verschuldung“ und überschätzten Effi zienzgewin-
nen Öffentlich-Pri vater Partnerschaften. Daneben 
befürchten Gewerkschaften und öffentlich Be-
schäftigte die weitere Aufweichung von Flächen-
tarifverträgen und einen fortschreitenden Arbeits-
platzabbau als Konsequenz von ÖPP. Bürgerini-
tiativen und Experten warnen zudem vor einer 
weiteren Verschlech terung von Qualität und Zu-
gänglichkeit öffent licher Dienstleistungen.
Mit Blick auf aktuelle Diskussionen über die 
zukünftige Gestaltung des deutschen Dienstleis-
tungssektors hat die Friedrich-Ebert-Stiftung im 
Jahr 2010 ein Projekt zum Thema „Öffentlich-
Private Partnerschaften“ (ÖPP) durchgeführt, das 
Grundlage der vorliegenden Expertise ist.
Der Titel, Öffentlich-Private Partnerschaften: 
Ein Konzept für die zukünftige Gestaltung öffentlicher 
Aufgaben? Diskussion unterschiedlicher Anforderun-
gen aus Politik, Verwaltung, Gewerkschaften, Bürger-
initiativen und Wirtschaft, greift das Spannungs-
feld auf, das bei ÖPP im Regelfall besteht. Private 
Gewinnorientierung einerseits und öffentliche 
Gemeinwohlorientierung andererseits sollen un-
ter den Hut eines gemeinsamen Projekts (z. B. Bau 
und Betrieb einer kommunalen Einrichtung) ge-
bracht werden. Die Expertise unterzieht unter-
schiedliche institutionelle und vertragsbasierte 
Modelle, die dies ermöglichen sollen, einer kri-
tischen Bestandsaufnahme.
Neben konzeptionellen Überlegungen ba-
siert diese Bestandsaufnahme vor allem auf der 
Auswertung empirischer Studien und praktischer 
Projekterfahrungen aus der Bundesrepublik. Da-
rüber hinaus werden auch bisherige Erfahrungen 
mit ÖPP aus anderen EU-Ländern beleuchtet. 
Hier werden wichtige Unterschiede zur vorherr-
schenden deutschen ÖPP-Praxis deutlich. In 
skandinavischen Ländern beispielsweise sind die 
Finanzierung von ÖPP-Projekten und die politi-
sche Entscheidung darüber deutlich transparen-
ter als hierzulande.
Anders als in vielen bereits vorliegenden 
Leitfäden und Einführungen zum Thema ÖPP 
 berücksichtigt die vorliegende Expertise explizit 
auch die Perspektiven von öffentlich Beschäftig-
ten, ihren Personalvertretungen und zuständigen 
Gewerkschaften sowie Rechnungshöfen des Bun-
des und der Länder. Es wird demzufolge auch eine 
ganze Reihe grundsätzlicher Kritikpunkte an ÖPP 
zusammengefasst und diskutiert.
Mit der vorliegenden Publikation leisten die 
Autoren einen wichtigen Beitrag, in Politik und 
Verwaltung, und hier insbesondere in den Kom-
munen, für die langfris tigen, komplexen und 
häufi g kritisch zu betrachtenden politischen, so-
zialen und wirtschaftlichen Implikationen von 
ÖPP zu sensibilisieren.
Wir danken den Autoren und allen an dem 
Projekt beteiligten Expertinnen und Experten für 
ihr Engagement und hoffen, dass die Studie als 
politisch-strategische und praxisorientierte Hand-
reichung für Entscheidungsträger in Politik, Ver-









Eine Reihe von politischen Auseinandersetzun-
gen in deutschen Kommunen hängt eng mit dem 
Thema Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) 
zusammen. Dies gilt sowohl für Schulprojekte 
(Neubau oder Sanierung) als auch für Projekte in 
den Bereichen Kultur, Freizeit und Tourismus. 
Durch die Einbeziehung privatwirtschaft licher 
Unternehmen bei der Realisierung kommunaler 
ÖPP-Projekte werden häufi g ohnehin vorhande-
ne inhaltliche Kontroversen verschärft. Dies lässt 
sich auch darauf zurückführen, dass partizipative 
und dialogische Planungsprozesse die kurzfris-
tigen Kosten derartiger Projekte er höhen und 
deshalb bisher selten eingesetzt werden. Parti-
zipative Planungsprozesse sind mit der eher 
kurzfristigen Shareholder-Orientierung vieler 
 potenzieller privater ÖPP-Partner in der Regel 
nicht vereinbar. Damit ist bereits das Hauptpro-
blem von ÖPP benannt: Öffentliche und private 
Partner verfolgen aufgrund ihrer jeweiligen Ziele 
grundsätzlich unterschiedliche Interessen: Ge-
winnorientierung einerseits versus Gemeinwohl-
orientierung andererseits. Ob diese konträren In-
teressen im Rahmen eines gemeinsamen Projek-
tes verwirklicht werden können, sehen nicht nur 
Gewerkschaften und Personalräte, sondern auch 
viele Bürgerinitiativen, Politiker, Wissenschaftler 
und Publizisten sehr kritisch. Strittig ist zudem 
in der aktuellen deutschen ÖPP-Diskussion, wie 
Rahmenbedingungen solcher Ausnahmefälle ggf. 
aussehen können.
Darüber hinaus bewerten auch viele Verantwor-
tungsträger innerhalb der öffentlichen Verwaltung 
und die zuständigen Aufsichtsbehörden ÖPP seit län-
gerem grundsätzlich kritisch. Vor allem die Landes-
rechnungshöfe (z. B. Bayern, Baden-Württemberg, 
Bremen und Hamburg) haben in den letzten Jah-
ren wiederholt vor versteckter öffentlicher Verschul-
dung und langfristigen betriebswirtschaftlichen 
Problemen Öffentlich-Privater Partnerschaften 
gewarnt. Angesichts vermehrter kritischer Berich-
te über negative Auswirkungen von ÖPP-Projek-
ten auf öffentliche Haushalte, auf die Qualität 
öffentlicher Dienstleistungen sowie auf Beschäf-
tigungsbedingungen im öffentlichen Sektor sind 
bei lokalen Entscheidungen über zukünftige ÖPP-
Vorhaben Verfahrenstransparenz sowie eine um-
fassende und rechtzeitige Beteiligung/Informati-
on der betroffenen Bürger, politischen Entschei-
dungsgremien und Beschäftigten notwendig.
Ausgehend von der zunehmenden Verbrei-
tung von ÖPP in der Bundesrepublik einerseits 
und der wachsenden gesellschaftlichen und poli-
tischen Kritik andererseits hat die Friedrich-Ebert-
Stiftung im Jahr 2010 das Projekt „Öffentlich- 
Private Partnerschaften (ÖPP) in der Bundesrepu-
blik Deutschland: Zwischen Anfangserfolgen, zu-
nehmender Kritik und Rekommunalisierung“ 
durchgeführt. Ziel des Projektes war es, eine kriti-
sche Bestandsaufnahme eines umstrittenen Politik-
feldes vorzunehmen, bei der neben betriebswirt-
schaftlichen und volkswirtschaftlichen auch poli-
tische und soziale Aspekte berücksichtigt wer-
den.
Die vorgelegte Expertise basiert auf drei un-
terschiedlichen methodischen Bausteinen: einer um-
fangreichen Literaturanalyse, zwei aufeinander 
auf bauenden Befragungen kommunaler Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger und 
zwei ÖPP-Expertengesprächen. Während eine 
thematisch sehr breite Literaturanalyse vorge-
nommen wurde, die auch Randbereiche von ÖPP 
berücksichtigt, konzentrierten sich die Befragun-
gen und Expertengespräche auf sogenannte ÖPP-
Betreibermodelle. Dieser ÖPP-Typ dominiert die 
aktuelle Diskussion über Öffentlich-Private Part-
nerschaften in der Bundesrepublik.
Das Wesentliche auf einen Blick
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Aus der Expertise ergeben sich folgende zen-
trale Schlussfolgerungen, die kurzfristig bei politi-
schen Initiativen des Bundes und der Länder 
 Berücksichtigung fi nden sollten:
– Entwicklung und Einführung fl ächendecken-
der und verbindlicher Standards für die Ge-
währleistung größtmöglicher fi nanzieller Trans-
parenz von ÖPP-Projekten;
– fl ächendeckende Aufnahme von ÖPP in Infor-
mationsgesetze auf Länderebene;
– Vermeidung von Fehlanreizen für (potenzielle) 
private ÖPP-Partner, z. B. durch Entkopplung 
von Finanzierung und Projektdurchführung 
oder Reduzierung der Möglichkeiten für Nach-
verhandlungen nach Projektbeginn;
– Notwendigkeit einer systematischen Evaluie-
rung von ÖPP;
– kurzfristige Aufstockung der Personalressour-
cen und Weiterbildungsbudgets der Rech-
nungshöfe und der Kommunalaufsichtsbe-
hörden;
– Entwicklung von Regelungen, um die öffent-
lich Beschäftigten bzw. deren Personalvertre-
tungen und zuständigen Gewerkschaften for-
mal stärker als bisher an politischen Entschei-
dungsprozessen über ÖPP zu beteiligen.
Schließlich ist ein weiteres wichtiges Ergebnis 
dieser Expertise, dass in öffentlichen Verwaltun-
gen eine systematische, kriteriengeleitete Heran-
gehensweise an ÖPP-Ideen derzeit noch nicht die 
Regel ist. Eine derartige Herangehensweise müss-
te beispielsweise die frühzeitige Einbeziehung 
 aller beteiligten und (potenziell) betroffenen Sta-
keholder anhand klarer Kriterien und die Berück-
sichtigung möglicher Alternativmodelle zu ÖPP 
(z. B. interkommunale Zusammenarbeit) umfas-
sen. Im Anhang befi ndet sich ein Kriterienkata-
log als Unterstützung für Mitglieder politischer 
Selbstverwaltungsgremien, öffentliche Entschei-
dungsträger, Personalvertretungen und Bürgerini-






Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) sind ein 
zunehmend kontrovers diskutiertes Instrument 
für die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. 
Verglichen mit konventionellen, rein öffentli-
chen Formen für die Planung, Organisation und 
Finanzierung staatlicher und kommunaler Auf-
gaben sind ÖPP sowohl in der EU als auch in 
Deutschland jedoch gegenwärtig nach wie vor 
eher ein Nischenthema. Dieses „Nischenthema“ 
hat allerdings in den letzten Jahren für die EU-
Kommission, die Bundesregierung sowie einen 
Teil der deutschen Bundesländer und Kommunen 
eine steigende politische Bedeutung erlangt. Als 
positive Argumente für den (verstärkten) Einsatz 
von ÖPP werden von Befürwortern in den ver-
gangenen Jahren im Kern die folgenden Erwar-
tungen angeführt (z. B. Littwin/Schöne 2006; We-
ber et al. 2006):
– Durch die organisatorische Bündelung von 
Leistungen in den Bereichen Planung, Bau/Er-
richtung, Betrieb, Wartung/Instandhaltung und 
ggf. Finanzierung („Lebenszyklus-Prinzip“) so-
wie die Nutzung von speziellem Know-how 
aus der Privatwirtschaft sollen sogenannte Wirt-
schaftlichkeitsvorteile gegenüber einer kon-
ventionellen Projektrealisierung erreicht wer-
den.
– Aufgrund dieser organisatorischen Bündelung 
unterschiedlicher Leistungen und der (ver-
stärkten) Nutzung von Know-how aus der Pri-
vatwirtschaft soll die Bau- bzw. Errichtungs-
phase bei ÖPP-Projekten rascher als im Fall 
konventioneller Projektrealisierung abgeschlos-
sen werden.
Bei diesen beiden Argumenten handelt es sich je-
doch, wie bereits erwähnt, um Erwartungen bzw. 
Annahmen. Ob und ggf. inwieweit diese Erwar-
tungen bei einzelnen laufenden ÖPP-Projekten 
(wirklich abgeschlossene deutsche ÖPP-Projekte 
gibt es aufgrund der langen Projektlaufzeiten 
noch nicht) realisiert werden können, ist derzeit 
äußerst umstritten. Neben Bürgerinitiativen, Ge-
werkschaften und Personalvertretungen haben sich 
in den letzten Jahren auch die Rechnungshöfe 
 sowie Vertreter aus der Wissenschaft grundsätzlich 
kritisch darüber geäußert, ob und ggf. inwieweit 
die o.g. Erwartungen bei einzelnen ÖPP-Projek-
ten bisher erreicht werden konnten (vgl. Kapitel 
3 und 4 mit ausführlichen Literaturhinweisen 
und Informationen zum Stand der ÖPP-Evaluie-
rung in Deutschland). 
Quantitativ gesehen haben ÖPP-Projekte auf 
allen Politik- und Verwaltungsebenen in der zwei-
ten Hälfte des letzten Jahrzehnts eine wachsende 
Verbreitung erfahren (Grabow et al. 2005: 4 f.; 
vgl. Kapitel 4). – Der Begriff Public-Private-Part-
nership (PPP) – als Synonym für ÖPP – wurde be-
reits in den USA der 1950er Jahre geprägt (Budä-
us/Grüning 1997). Damals waren in einigen US-
amerikanischen Großstädten, die stark von der 
Krise der Kohle- und Stahlindustrie nach Ende 
des Zweiten Weltkriegs betroffen waren, Verein-
barungen zwischen Stadtregierungen und lokalen 
Unternehmen getroffen worden, um Innenstädte 
gemeinsam vor dem drohenden Verfall zu be-
wahren. Die beteiligten Unternehmer verpfl ich-
teten sich, konzentriert in bestimmte Innen-
stadtareale zu investieren bzw. ihre dort  gelegenen 
Unternehmen oder Geschäfte nicht aufzugeben 
oder zu verlagern. Im Gegenzug verpfl ichteten 
sich Bürgermeister und Stadtverwaltungen spe-
ziell für diese Innenstadt-Unternehmen kommu-
nale Steuern und Abgaben erheblich zu reduzie-
ren und die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
in bestimmten Innenstadtbereichen zu gewähr-
leisten bzw. wiederherzustellen.
Vor allem die so genannte „Pittsburgh Align-
ment Partnership“ (Budäus/Grüning 1997) hat 
als Beispiel für diese frühe Form von ÖPP in Groß-




Bekanntheit erlangt. In den 1980er und 1990er 
Jahren wurde auch in europäischen und deut-
schen Städten, wie in Sheffi eld, Manchester, Rot-
terdam, Bologna, Barcelona oder in Oberhausen, 
mit ähnlich angelegten öffentlich-privaten Ver-
einbarungen versucht, bestimmte städtebauliche 
Fehlentwicklungen abzumildern bzw. zu besei-
tigen. Die Erfolgseinschätzungen hinsichtlich die-
ser öffentlich-privaten Stadtsanierungsprojekte 
unterscheiden sich je nach Einzelprojekt und 
 Perspektive des Evaluierenden naturgemäß sehr 
stark (Heinz 1993). Weitgehende Einigkeit be-
steht in der Literatur darüber, dass durch diese 
frühen europäischen und deutschen Stadtumbau-
projekte in öffentlich-privater Trägerschaft zusätz-
liche Ressourcen für die Stadtsanierung und -mo-
dernisierung in Form von Kapital, Fördermitteln 
sowie Know-how mobilisiert werden konnten. 
Einigkeit besteht in der Literatur weitgehend 
auch darüber, dass mit den untersuchten ÖPP-
Projekten in begrenzten Zeiträumen stadtentwick-
lungspolitische Sonderaufgaben insgesamt erfolg-
reich bewältigt worden waren. Eine Ausweitung 
von PPP auf Routineprojekte und -aufgaben öf-
fentlicher Gebietskörperschaften wurden in die-
ser frühen europäischen und deutschen PPP-Lite-
ratur entweder überhaupt nicht diskutiert (Heinz 
1993) oder aber als nicht realistisch bzw. erfolg-
versprechend eingeschätzt (Gerstlberger 1999: 11).
1.1  Anliegen und Ziel der Expertise
Anliegen und Ziel dieser Expertise ist es nicht, 
noch ein weiteres Gutachten über spezielle ÖPP-
Aspekte oder einen weiteren Leitfaden für die 
praktische Umsetzung von ÖPP-Projekten in 
Kommunen oder anderen öffentlichen Gebiets-
körperschaften vorzulegen. Vielmehr sollen die 
Leserin und der Leser in kompakter Form für 
wichtige strategische bzw. langfristige Implikatio-
nen von ÖPP sensibilisiert werden, die in vorlie-
genden Gutachten und Leitfäden weitgehend 
„vergessen“ oder lediglich unzureichend darge-
stellt und diskutiert werden (vgl. Arnold/Kehl 
2010 als konzeptionellem Problemaufriss). Hier-
zu gehören beispielsweise die frühzeitige Einbe-
ziehung aller beteiligten und (potenziell) betrof-
fenen Stakeholder anhand klarer Kriterien und 
die Berücksichtigung möglicher Alternativmodel-
le zu ÖPP (z.B. interkommunale Zusammenar-
beit; vgl. dazu den allgemeinen Kriterienkatalog 
im Anhang als Unterstützung für Mitglieder poli-
tischer Selbstverwaltungsgremien, öffentliche 
Entscheidungsträger, Personalräte etc.)
15 bis 30 Jahre nach Abschluss der genann-
ten Stadtumbau-PPP-Projekte muss die Frage 
 einer möglichen „Routinisierung“ von PPP bzw. 
ÖPP im Rahmen der Erstellung öffentlicher 
Dienstleistungen in der Bundesrepublik unter 
veränderten Vorzeichen diskutiert werden. Hier-
bei sind auch die zwischenzeitlichen Praxiser-
fahrungen hinsichtlich dieser „Routinisierung“ 
in unterschiedlichen Aufgabenfeldern aus dem 
Blickwinkel der beteiligten gesellschaftlichen 
 Akteure zu berücksichtigen. Die praxisnahe Auf-
bereitung und Strukturierung dieser Diskussion 
für Entscheiderinnen und Entscheider sowie Be-
troffene und Interessierte aus Bürgerschaft, Poli-
tik, Verwaltungen, Personalvertretungen, Ge-
werkschaften, Verbänden sowie Medien ist der 
Auftrag der vorliegenden Expertise.
1.2 Methodik
Diese Expertise basiert auf unterschiedlichen qua-
litativen und quantitativen Materialien, die ein-
ander gegenübergestellt sowie im Gesamtzu-
sammenhang dargestellt und diskutiert werden. 
Einen Teil der verarbeiteten Materialien bilden 
die Ergebnisse von zwei Expertengesprächen, die 
im Juli und September 2010 in der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Berlin durchgeführt wurden. 
Das erste der beiden durchgeführten Expertenge-
spräche war den politischen und konzeptionellen 
Grundlagen von ÖPP im weiteren Sinne gewid-
met. Im zweiten Expertengespräch wurden ausge-
wählte ÖPP-Praxisbeispiele von beteiligten Ak-
teuren präsentiert und im Anschluss daran kri-
tisch diskutiert (vgl. Kurzdarstellung der beiden 






Die vorliegende Expertise ist wie folgt gegliedert: 
In Kapitel 2 wird eine Defi nition für Öffentlich-
Private Partnerschaften eingeführt. Da rauf folgt 
das dritte Kapitel, welches den aktuellen Rah-
menbedingungen für ÖPP in Deutschland und in 
der EU gewidmet ist. Hier werden auch mögliche 
Auswirkungen der globalen Finanzmarktkrise der 
zurückliegenden beiden Jahre auf ÖPP refl ektiert. 
Diese Ausführungen werden zum Abschluss des 
Kapitels um die empirischen Befunde von zwei 
deutschlandweiten Erhebungen unter kommu-
nalen Entscheidungsträgerinnen und -entschei-
dungsträgern ergänzt. Kapitel 4 und 5 umfassen 
die Zusammenfassung bisheriger praktischer 
 Erfahrungen mit ÖPP in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie daraus resultierende Implika-
tionen und Schlussfolgerungen für zukünftige 
politische Entscheidungen über ÖPP in Bund, 
Ländern und Kommunen. Das sechste Kapitel 
schließlich lautet: Zusammen fassung und Aus-
blick: Empfehlungen für den  zukünftigen politi-




Trotz der berechtigten Kritik an zu stark generali-
sierenden oder vereinfachenden ÖPP-Defi nitio-
nen (Budäus 2006 a; b) liegt dieser Expertise eine 
allgemeine Defi nition der Autoren zugrunde, die 
sich wie folgt zusammenfassen lässt:
In Abgrenzung zu materiellen und formalen Pri-
vatisierungen bezeichnen ÖPP spezifi sche rechtliche 
und organisatorische Formen der Teilprivatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen, bei welchen der öffent-
liche Partner üblicherweise die politische Feder führung 
und die Gewährleistungsverantwortung beibehält.
Die ÖPP zugrunde liegende Aufgabenteilung 
basiert idealtypisch auf dem Prinzip, dass jeder 
Partner die Aufgabe übernimmt, die er am effek-
tivsten und effi zientesten umsetzen kann. Dabei 
können Aufgaben und Verantwortung auch un-
terschiedlich verteilt sein. Grundsätzlich geht es 
jedoch darum, das Ziel zu verfolgen, eine mög-
lichst effektive „Win-Win-Situation“ für beide 
Partner herbeizuführen, bei der zugleich eine 
höchstmögliche Qualität des Angebotes für den 
Bürger bzw. Nutzer bei möglichst niedrigen Kos-
ten erreicht wird. Diese und weitere idealtypische 
Charakteristika von ÖPP lassen sich wie folgt in 
allgemeiner Form zusammenfassen (Gerstlberger/
Schneider 2008: 19):
– Langfristig angelegte Zusammenarbeit mit In-
terdependenz (gegenseitiger Abhängigkeit) 
beider Partner;
– gemeinsame Projektstrategie und -ziele;
– vertraglich festgelegte Aufteilung der während 
der Projektplanung identifi zierten Risiken ge-
mäß den jeweiligen Kompetenzen und fi nanzi-
ellen Möglichkeiten der Projektpartner;
– eine Zusammenarbeit, die über eine reine Auf-
traggeber-Auftragnehmer-Beziehung hinaus-
geht.
Die deutsche ÖPP-Literatur unterscheidet zwi-
schen zwei Grundformen formalisierter öffent-
lich-privater Zusammenarbeit (Grabow et al. 2005; 
Budäus 2006a, b; Weber et al. 2006). Institutio-
nelle ÖPP sind auf Dauer angelegt und basieren 
auf den Rechtsformen GmbH, AG und gelegent-
lich der von eingetragenen Vereinen (e. V.). 
Institutionelle ÖPP sind in den Aufgaben-
bereichen kommunale Ver- und Entsorgung, IT 
und Datenverarbeitung (z. B. kommunaler Re-
chenzentren) sowie Wirtschafts- und Tourismus-
förderung weit verbreitet (Gerstlberger 1999; 
Napp 2004). ÖPP auf Basis eingetragener Vereine 
haben im Rahmen kommunaler Sport- und Kul-
turaktivitäten eine zunehmende Bedeutung (Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung 2010). Besonders auf Bundes- und Lan-
desebene sowie in Großstädten werden ÖPP-Pro-
jektgesellschaften gegründet, um international 
bedeutsame Großprojekte durchzuführen (z. B. für 
die Expo 2000 in Hannover oder die Internationale 
Bauausstellung Emscherpark/IBA im Ruhrgebiet). 
Die strategischen Ziele und wichtigsten vertragli-
chen Vereinbarungen, auf welchen institutionel-
le ÖPP basieren, werden i.d.R. in einem Gesell-
schaftervertrag festgelegt.
Nach einem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) vom 11. Januar 2005 unter-
liegen ÖPP immer dann dem Vergaberecht der 
Europäischen Union, wenn der öffentliche Anteil 
den privaten Anteil an der Partnerschaft über-
steigt (AZ C-26/03; EuGH 2005, Ronellenfi tsch 
2005). Dies ist in aller Regel von öffentlicher Seite 
gewollt, um die eigene unternehmerische und 
politische Federführung in einer ÖPP zu gewähr-
leisten. Nach der genannten Entscheidung des 
EuGH sind in der Bundesrepublik nur noch in 
Einzelfällen neue ÖPP-Gesellschaften gegründet 
worden, beispielsweise in Bereichen wie Wirt-
schafts- und Tourismusförderung, in welchen 
von den ÖPP-Gesellschaften keine Leistungen für 





die eigene Kommune getätigt werden (Sack 2007; 
Gerstlberger/Schneider 2008: 8).
Vertragliche ÖPP sind durch langfristige Ver-
tragsbeziehungen zwischen öffentlichen und pri-
vaten Organisationen gekennzeichnet. Die wich-
tigsten Formen von Vertrags-ÖPP in deutschen 
Gebietskörperschaften sind (1) Bereitstellungs-, 
(2) Konzessions-, (3) Betreiber- und (4) Contrac-
ting-Modelle (Gerstlberger et al. 2006; Sack 2007). 
Bei der erstgenannten vertraglichen ÖPP-Form 
garantiert der öffentliche Partner (z.B. ein kom-
munales Krankenhaus oder eine Universitätskli-
nik) dem privaten Partner langfristig die Provi-
sion für die Bereitstellung komplexer Behand-
lungs-, Wartungs- und Schulungsleistungen. Der 
private Partner bringt dafür eigene Großgeräte in 
die Partnerschaft ein, die er in einigen Fällen 
während der Vertragslaufzeit technisch weiter-
entwickelt. Für das zweite vertragsbasierte ÖPP-
Modell ist charakteristisch, dass ein privater Kon-
zessionär von einer öffentlichen Gebietskörper-
schaft beauftragt wird, bestimmte gebührenbezo-
gene Dienstleistungen für private Nutzerinnen 
und Nutzer zu erbringen. Die Nutzungsgebühren 
(z. B. Maut) werden entweder durch den privaten 
Konzessionär oder die öffentliche Gebietskörper-
schaft selbst erhoben und eingesammelt. 
Die dritte aufgeführte vertragsbasierte ÖPP-
Form, das Betreibermodell, stellt einen Sammel-
begriff für unterschiedliche Spielarten von Ver-
trags-ÖPP dar. Der private Betreiber übernimmt 
in diesem Kontext mindestens die organisatori-
sche Verantwortung für die Errichtung und den 
Betrieb einer öffentlichen Infrastruktur-Einrich-
tung. Nach einem bestimmten vertraglich verein-
barten Zeitraum übergibt der private Partner der 
öffentlichen Gebietskörperschaft die jeweilige 
Infrastruktur-Einrichtung zur etwaigen Weiter-
nutzung. Der Private kann darüber hinaus auch 
Planungs-, Finanzierungs- und zusätzliche War-
tungsleistungen anbieten. Im Fall des vierten 
ÖPP-Vertragsmodells vereinbaren der öffentliche 
und der private Partner im Rahmen eines lang-
fristigen Vertrags, dass der Private für den Öffent-
lichen eine bestimmte Leistung (z. B. die Energie-
versorgung für einen Gebäudekomplex) mindes-
tens zu denselben Kosten erbringt, als dieser das 
in einem bestimmten Zeitraum vor Vertragsab-
schluss selbst tut. Unterschreitet der Private den 
vertraglich festgelegten Kostenrahmen aufgrund 
eigener Innovation oder durch Prozessoptimie-
rung, werden die eingesparten Kosten nach 
einem bestimmten Schlüssel zwischen beiden 
Partnern aufgeteilt. Überschreitet der Private den 
Abbildung 1:
Typisierung von ÖPP 
Quelle: Übersicht ÖPP-Typen (eigene Darstellung).
Betreiberprojekte:
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gemeinsam festgelegten Kostenrahmen, muss er 
nicht nur die entstehende Differenz aus eigenen 
Mitteln fi nanzieren, sondern hat darüber hinaus 
auch eine Strafzahlung an die Gebietskörper-
schaft zu entrichten.
Abbildung 1 zeigt, dass die vielfältigen Spiel-
arten Öffentlich-Privater Partnerschaften, die ak-
tuell in den Gebietskörperschaften der Bundes-
republik vorkommen, nicht nur anhand der 
rechtlich-organisatorischen Achse „ institutionelle 
versus vertragliche ÖPP“ näher charakterisiert 
werden können. So lassen sich aktuelle ÖPP-Pro-
jekte darüber hinaus auch mit Hilfe von Kriterien 
wie 
– Investitionsvolumen, 
– Art der einbezogenen Aufgaben (neu versus 
etabliert), 
– Grad der Aufgabenbündelung (Einzelaufgaben 
versus breite Aufgabenpalette), 
– Zeithorizont (mittel-, kurz- oder langfristig) 
oder 
– Offenheit für die Mitarbeit zusätzlicher Akteu-
re (Bürger-, Nutzer- oder Beschäftigtenbeteili-
gung)
abgrenzen. Legt man derartige zusätzliche Defi -
nitionskriterien an, fällt auf, dass viele neuere 
deutsche Publikationen, Gutachten und Leitfä-
den zum Thema ÖPP sich vollständig oder weit-
gehend auf ÖPP-Spielarten beschränken, die im 
rechten unteren Quadranten von Abbildung 1 
anzutreffen sind. Diese langfristigen öffentlich-
privaten Infrastrukturprojekte für den Neubau 
oder die Modernisierung von Schulen, Hochschu-
len, Verwaltungsgebäuden, Straßen, Flughäfen, 
Krankenhäusern etc. sind hinsichtlich des Inves-
titionsvolumens, der Laufzeit sowie der daraus 
ableitbaren Ertragschancen aus der Sicht vieler 
potenzieller privater Partner ein besonders in-
teressanter und attraktiver ÖPP-Typ.
„ÖPP-affi ne“ Veröffentlichungen und Hand-
reichungen, wie sie jüngst von öffentlichen ÖPP-
Kompetenzzentren oder großen Unternehmens-
beratungen herausgegeben worden sind (Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Wohnungs-
wesen 2003; Littwin/Schöne 2006; Weber et al. 
2006; Janetschek 2007) konzentrieren sich daher 
auf diesen ÖPP-Typus. Dies gilt im Gegenzug 
auch für viele neuere Publikationen, die sich kri-
tisch mit ÖPP auseinander setzen (Rügemer 2004; 
2008; ver.di 2005). So bieten große und langfris-
tig angelegte Infrastruktur-ÖPP neben Chancen 
für den privaten Partner auch in besonderem 
Maße Stoff, um Risiken und Probleme bereits lau-
fender und gegenwärtig geplanter Vorhaben öf-
fentlich zu diskutieren. Dies zeigt sich derzeit ein-
drucksvoll am Beispiel der Auseinandersetzung 
um das Bahnhofs-Neubauprojekt „Stuttgart 21“.
Bevor in Kapitel 4 näher auf bisherige prak-
tische Erfahrungen mit großen ÖPP-Infrastruk-
turprojekten in Deutschland eingegangen wird, 
soll an dieser Stelle noch auf die anderen drei 
Qua dranten in Abbildung 1 eingegangen werden. 
Folgt man den in der Einleitung angesprochenen 
zukünftigen Anforderungen an Öffentlich-Private 
Partnerschaften, können die in diesen Quadran-
ten genannten Aufgaben bzw. Projekte oftmals 
angemessener durch ÖPP bearbeitet werden als 
große Infrastrukturprojekte. 
Bei den Projekten des linken unteren Qua-
dranten handelt es sich aus Sicht der involvierten 
Kommune um einmalige oder zumindest seltene 
nationale oder internationale Großveranstaltun-
gen, wie Sport- und Kulturveranstaltungen sowie 
große Ausstellungen. Hier liegt es nahe, Möglich-
keiten einer öffentlich-privaten Zusammenarbeit 
zu prüfen und ggf. zu nutzen, da kaum eine Kom-
mune für sich alleine über die notwendigen Res-
sourcen und Kompetenzen verfügt, internatio-
nale Großveranstaltungen professionell und effi -
zient durchzuführen (Häußermann/Siebel 1993). 
Bei der Durchführung solcher Einzelaufgaben be-
steht daher eine plausible Chance, dass eine ÖPP 
mit einem spezialisierten Partner im Rahmen 
 einer engen Kooperation auf Zeit zu signifi kanten 
Synergieeffekten führt.
Der linke obere Quadrant fasst ÖPP-Ansätze 
zusammen, mit deren Hilfe die Bündelung „klein-
teiliger“ öffentlicher und privater Dienstleistun-
gen angestrebt wird. Dabei kann es sich in beiden 
Fällen sowohl um kommerzielle als auch nicht-
kommerzielle Dienstleistungen handeln. Ein Bei-
spiel für diesen ÖPP-Typ, der besonders in länd-
lichen Regionen in den letzten Jahren erheblich 
an Bedeutung gewonnen hat, sind „multi-funk-
tionale Serviceläden“. Mit diesem Begriff werden 





zeichnet, die beispielsweise gleichzeitig Lebens-
mittel, Schreibwaren, Postdienstleistungen, Fahr-
karten für den ÖPNV sowie Eintrittskarten für 
kommunale Sportveranstaltungen vertreiben. 
Darüber hinaus werden einfache amtliche For-
mulare (für Sperrmüllabholung oder An-/Ummel-
dung eines Stromanschlusses) ausgegeben und 
ausgefüllt entgegengenommen.
Seit Ende der 1990er Jahre bieten derartige 
One-Stop-Shops verstärkt auch verschiedene On-
line-Dienstleistungen an. Das Spektrum reicht 
hier von herunterladbaren Formularen bis hin zu 
komplexeren Bestell- und Buchungsvorgängen 
über das Internet sowie Auskünften per E-Mail. In 
den meisten Fällen teilen sich Gemeinden und 
private Einzelhändler die unternehmerische so-
wie organisatorische Verantwortung für solche 
One-Stop-Shops in ländlichen Räumen. Häufi g 
werden gemeindeeigene Räumlichkeiten genutzt, 
die von lokalen Einzelhändlern bzw. deren Ange-
stellten bewirtschaftet und betreut werden. Teil-
weise werden diese öffentlich-privaten Anlauf-
stellen darüber hinaus von lokalen Vereinen oder 
Bürgerinitiativen als Geschäftsstellen und Ver-
sammlungsorte genutzt. Der ÖPP-Ansatz der 
One-Stop-Shops wurde ursprünglich bereits in 
den 1980er Jahren in Österreich entwickelt und 
unter der Überschrift „Sicherung der Nahversor-
gung in kleinen Landgemeinden“ popularisiert 
(Favry/Hiess 2008; Regionalmanagement Ober-
österreich 2010). In den vergangenen Jahren ha-
ben etliche deutsche Gemeinden in Bayern und 
Baden-Württemberg das österreichische Konzept 
der Nahversorgung übernommen und entspre-
chend der jeweiligen Bedingungen vor Ort modi-
fi ziert. Derartigen öffentlich-privaten Ansätzen, 
welche die alltägliche Nahversorgung der Bevöl-
kerung insbesondere in dünn besiedelten, länd-
lich geprägten und strukturschwachen Räumen 
verbessern, kommt in der deutschen ÖPP-Diskus-
sion bisher keine nennenswerte Bedeutung zu. In 
Österreich, der Schweiz sowie in den skandinavi-
schen Ländern hingegen spielen der von einer 
zunehmenden Entvölkerung der wirtschaftlich 
aktiven Bevölkerung betroffene ländliche Raum 
und innovative Nahversorgungskonzepte in den 
letzten Jahren eine immer wichtigere Rolle, was 
die jeweiligen nationalen ÖPP-Diskussionen an-
geht (Thierstein 2007; Favry/Hiess 2008). 
Neue Perspektiven in Bezug auf die Siche-
rung und Entwicklung von Infrastruktur und 
Wertschöpfung im ländlichen Raum bieten ne-
ben den dargestellten öffentlich-privaten Nah-
versorgungsprojekten auch Konzepte der dezen-
tralen Energieversorgung. In diesem Kontext kann 
die Nutzung von lokalen, regenerativen Energie-
ressourcen (wie der Winderzeugung in kommu-
nalen Windparks oder in lokalen Bioenergieanla-
gen) nicht nur einen Beitrag zum Erreichen einer 
gewissen Energieautarkie leisten, sondern auch 
für entsprechende Wertschöpfungs- und Beschäf-
tigungsimpulse in strukturschwachen Räumen 
sorgen. Die Zusammenarbeit zwischen der kom-
munalen Verwaltung, die die konzeptionellen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen zur Einlei-
tung der örtlichen Energiewende gewährleistet, 
und den kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen vor Ort, die für die technische Umset-
zung der konzipierten Maßnahmen sorgen, bietet 
eine Option für die Umsetzung von zukünftigen 
ÖPP im ländlichen Raum (Energiebüro Amt Burg – 
St. Michaelisdonn 2009; Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik in der Bundes-
republik Deutschland e.V. 2010). 
Blickt man auf den rechten oberen Bereich 
der Abbildung 1, hat sich seit dem Jahr 2005 auf-
grund der o.g. EuGH-Entscheidung eine Bedeu-
tungsverschiebung in Richtung von Dienstleis-
tungen ergeben, die nicht von Gebietskörper-
schaften selbst, sondern von einzelnen Bürgern, 
Unternehmen oder Vereinen genutzt werden. 
Mittlerweile verfügen viele deutsche Kommunen 
über spezialisierte öffentlich-private Gesellschaf-
ten für Wirtschaftsförderung, Tourismus oder 
Kulturmanagement (Trapp 2006: 97). Die Tätig-
keit von öffentlich-privaten GmbHs – oder zu-
nehmend auch Vereinen – in den genannten Auf-
gabenbereichen wird i.d.R. politisch weniger 
kontrovers diskutiert als institutionelle ÖPP bei 
Stadtwerken (Gerstlberger 2009 b) oder kommu-
nalen Abwasserunternehmen (Tegner/Rehberg 
2006). Die wichtigsten Gründe für diese unter-
schiedliche Einschätzung liegen darin, dass 




Standortentwicklung und Kulturförderung in al-
ler Regel nur über vergleichsweise kleine Haus-
halte und eine geringe Anzahl von Beschäftigten 
verfügen. Darüber hinaus erbringen sie ihre 
Dienstleistungen für die Nutzerinnen und Nutzer 
unentgeltlich oder in Form geringer Bearbei-
tungsgebühren. Ein Anschluss- und Benutzungs-
zwang für die Bürgerinnen und Bürger, wie er für 
die kommunale Abwasserbeseitigung in der Bun-
desrepublik gilt, spielt hier keine Rolle (Tegner/
Rehberg 2006). Neben der praktischen Bedeutung 
für die jeweilige Bürgerschaft und lokale Unter-
nehmen können kleine kommunale Gesellschaf-
ten mit Servicecharakter auch ein wichtiges stra-
tegisches Instrument der langfristigen Stadtent-
wicklung darstellen. Dies gilt sowohl im kom-
munalen Binnen- als auch Außenverhältnis. 
Innerhalb der Kommune können sich Stadtwerke 
und Sparkassen gemeinsam an kommunalen Ge-
sellschaften für Wirtschafts- oder Technologie-
förderungen beteiligen. Dadurch kann eine ins-
titutionelle Plattform für gemeinsame Projekte 
geschaffen werden. Dabei kann es sich beispiels-
weise um E-Government-Projekte oder kommu-
nale Energieagenturen handeln (Gerstlberger/
Sack 2003; Deutsche Energie Agentur 2008). Was 
das Außenverhältnis von Kommunen betrifft, 
bieten kleinere kommunale Gesellschaften die 
Möglichkeit, eine institutionelle Plattform für 
Partnerschaften mit Vereinen, Verbänden, Kir-
chen oder anderen Kommunen in der Region zu 
schaffen. Kommunale Bündnisse für Arbeit oder 
großstädtisches Quartiersmanagement bedienen 
sich bereits heute in etlichen Städten und Ge-
meinden des Instrumentes öffentlich-privater 
Gesellschaften als Organisationsmodell. Um die-
sen institutionellen Kern herum können sich in-
formelle Aktivitäten und Netzwerke – im Sinne 
von „Handschlag-ÖPP“ – anlagern (Gerstlberger 
1999: 160; Schneider 2002).
In Kapitel 4 werden wichtige praktische Er-
fahrungen zusammengefasst, die von deutschen 
Gebietskörperschaften in den letzten beiden Jahr-
zehnten mit den vier in Abbildung 1 unterschie-
denen ÖPP-Typen gesammelt wurden. Dieses 
empirische Kapitel erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Es geht hier vielmehr darum, an-
hand verschiedenartiger Zugänge (quantitative 
Befragungen, qualitative Fallbeispiele und zwei 
ÖPP-Expertengespräche) wichtige und differen-
zierte Kriterien für zukünftige Diskussionen bei 
anstehenden Entscheidungen in öffentlichen 
 Gebietskörperschaften über Öffentlich-Private 
Partnerschaften zusammenzustellen. 
Zuvor werden wichtige Rahmenbedingun-






Aufgrund der Folgen der internationalen Finanz-
marktkrise für private Investoren und die öffent-
lichen Haushalte sind die Rahmenbedingungen 
für ÖPP in der Bundesrepublik gegenüber dem 
Zeitraum der Studie von Grabow et al. (2005) 
mittlerweile deutlich verändert. Die komplexen 
und bisher nur ansatzweise absehbaren Effekte 
der globalen Finanzmarktkrise auf ÖPP betref-
fen insbesondere die Finanzierungskomponente 
(Partnerschaften Deutschland 2010; ÖPP-Initia-
tive NRW et al. 2010, Grossmann 2010: Deut-
licher Rückgang KfW-geförderter ÖPP-Projekte 
seit 2008). In kompakter Form lassen sich die 
Auswirkungen wie folgt zusammenfassen:
– Es ist seit Beginn der Krise für private Partner 
schwerer geworden, mit Kreditinstituten lang-
fristige ÖPP-Finanzierungsmodelle zu verein-
baren, da die Anforderungen an Eigenkapital, 
Solvenz und Liquidität erhöht wurden.
– Durch diese Entwicklung ist es auch für öffent-
liche Partner komplizierter geworden, geeigne-
te private Partner für ÖPP-Projekte zu fi nden.
– Darüber hinaus ist es auch für die meisten öf-
fentlichen Gebietskörperschaften selbst schwe-
rer geworden, langfristige „kreditähnliche Ge-
schäfte“ (wozu ÖPP zählen) einzugehen, da 
sich aufgrund der Krise zusätzliche und fi nan-
zielle Belastungen ergeben haben.
– Es wird zunehmend diskutiert, die Finanzie-
rungskomponente komplett oder teilweise aus 
ÖPP-Projekten herauszulösen und direkt dem 
öffentlichen Partner zu übertragen. In diesem 
Fall stellt sich allerdings die Frage, warum die 
Gebietskörperschaft überhaupt noch ÖPP nut-
zen soll. Wenn es bei ÖPP nur noch um die 
Nutzung der Fachkompetenzen und Erfahrun-
gen privater Partner gehen soll, können diese 
oftmals auch durch konventionelle Auftrags-
vergaben genutzt werden (z. B. ÖPP-Initiative 
NRW et al. 2010: 5).
Diese derzeit nur vorläufi g einschätzbaren Aus-
wirkungen der internationalen Finanzmarktkrise 
haben in den letzten Monaten bei den kommu-
nalen Entscheidern zusätzlich zu einer eher skep-
tischen Haltung gegenüber ÖPP beigetragen. Es 
gibt darüber hinaus weitere Gründe für diese ten-
denziell skeptische Haltung, die in Kapitel 3.4 auf 
der Basis „kommunaler Stimmungsbilder“ aus 
den Jahren 2009 und 2010 zusammengefasst wer-
den. Zuvor werden jedoch noch einige weitere 
wichtige Rahmenbedingungen für ÖPP in der 
Bundesrepublik dargestellt.
3.1 Schwierige Haushalts- und Finanz -  
 situation der deutschen Kommunen
Nicht erst durch die globale Weltfi nanzmarktkri-
se der Jahre 2008 und 2009 sind vielen deutschen 
Kommunen wichtige Anteile der eigenen Finan-
zierung weggebrochen. Der ohnehin bereits seit 
längerem vorhandene „Sanierungsstau“ ist in 
 vielen Städten, Gemeinden und Landkreisen auf-
grund der Krise weiter angewachsen. Die deut-
schen Kommunen werden auf Grundlage einer 
aktuellen Analyse des Deutschen Landkreistages 
(2010) für das Jahr 2010 insgesamt ein Defi zit 
von 14,8 Milliarden Euro zu verzeichnen haben. 
In den Prognosen des DLT für die kommenden 
Jahre wird mit weiteren jährlichen Defi ziten in 
ähnlicher Höhe gerechnet (vgl. Abbildung 2). Die 
bereits vor der Krise vorhandenen geringen Spiel-
räume, eigene kommunale Investitionsvorhaben 
umzusetzen, werden in den nächsten Jahren 
durch die weiter sinkenden Einnahmen zusätz-
lich reduziert (ergänzend Deutscher Städtetag 
2010). An dieser Entwicklung haben auch die 
Fördermaßnahmen aus dem Konjunkturpaket II 
und vergleichbaren kurzfristigen staatlichen Un-
terstützungsprogrammen bisher grundsätzlich 




nur wenig ändern können. Es konnten mit diesen 
Fördergeldern zwar punktuell einige dringend 
notwendige Sanierungsmaßnahmen bei kommu-
nalen Gebäuden und Infrastruktureinrichtungen 
umgesetzt werden. Die strukturellen Haushalts-
probleme vieler Kommunen wurden davon je-
doch nicht berührt (vgl. Kapitel 3.4).
So werden die Haushalte der deutschen Kom-
munen bis Ende des Jahres 2014, nach den in 
 Abbildung 2 zusammengefassten Berechnungen, 
ein Gesamtdefi zit von insgesamt ca. 60 Milliar-
den Euro erreichen. Angesichts dieser gravieren-
den strukturellen Haushaltsprobleme fordern die 
kommunalen Spitzenverbände verstärkt eine 
grundlegende Veränderung der Rahmenbedingun-
gen für die Finanzierung kommunaler Haushalte 
(z. B. Deutscher Städtetag 2010). Eine vermehrte 
Anwendung von ÖPP kann nach bisherigen Er-
fahrungen keinen nennenswerten Beitrag zur Re-
duzierung der strukturellen Verschuldung der 
Kommunen leisten, vielmehr besteht die Gefahr 
einer zunehmenden „versteckten“ Verschuldung 
durch langfristige Zahlungsverpfl ichtungen, die 
aus ÖPP-Projekten resultieren (vgl. Kapitel 3.2).
3.2 Rechtliche Rahmenbedingungen 
 für ÖPP in Deutschland und der EU
In der Bundesrepublik ist ÖPP bisher überwie-
gend ein kommunales Thema (vgl. Kapitel 4.1 
und 4.2). Aufgrund von Art. 28 Abs. 2 Grundge-
setz wird den Städten, Gemeinden und Landkrei-
sen in Deutschland – im Unterschied zu vielen 
anderen Ländern (Heinz 1993; Wegener 2002; 
Sack 2007) – kommunale Selbstverwaltung garan-
tiert. Das Prinzip der kommunalen Selbstverwal-
tung stellt dabei sowohl eine rechtliche Basis als 
auch eine Beschränkung für ÖPP dar. Kommunen 
können sich in dem Rahmen, der durch die 
Rechts- bzw. Kommunalaufsicht festgelegt wird, 
eigenständig für oder gegen Öffentlich-Private 
Partnerschaften entscheiden.1 In vielen anderen 
Staaten dagegen ist häufi g die nationale Regie-
Abbildung 2:
Entwicklung des Finanzierungssaldos deutscher Kommunen 2006 bis 2014 in Mrd. €











1 Vor allem Infrastruktur-ÖPP-Projekte basieren im Regelfall auf genehmigungspfl ichtigen Rechtsgeschäften (Konferenz der Präsidentin-





rung Träger von ÖPP-Projekten und realisiert die-
se direkt mit Hilfe eigener ÖPP-Agenturen in be-
stimmten Kommunen. Dies ist vor allem in den 
„klassischen“ ÖPP-Ländern, den USA und Groß-
britannien sowie in den skandinavischen Län-
dern, der Fall (National Council for PPP 2007; 
Gerstlberger 1999: 148).
In der Bundesrepublik wurde durch das „ÖPP-
Beschleunigungsgesetz“ (Deutscher Bundestag 
2005; BMF 2005) aus dem Jahr 2005 die Etablie-
rung Infrastruktur-Projekt-ÖPP in den deutschen 
Gebietskörperschaften deutlich erleichtert. Der 
Deutsche Bundestag beschloss im Wesentlichen 
folgende Änderungen im Gebühren-, Vergabe-, 
Steuer-, Wettbewerbs- und Haushaltsrecht sowie bei 
den Finanzierungsbedingungen für öffentliche In-
frastrukturvorhaben:
– Die Änderung der Bundeshaushaltsordnung er-
möglicht die Veräußerung von unbeweglichen 
Vermögensgegenständen („Immobilien“), die 
zur Erfüllung von Aufgaben des Bundes weiter-
hin benötigt werden, wenn auf diese Weise die 
Aufgaben des Bundes nachweislich wirtschaft-
licher erfüllt werden können.
– Die Änderung des Grunderwerbssteuergesetzes 
sieht die Befreiung von der Grunderwerbssteuer 
bei der Übertragung von Grundstücken an 
ÖPP-Projektgesellschaften vor, solange sie für 
hoheitliche Zwecke genutzt werden – unter der 
Voraussetzung einer Rückübertragung am Ende 
des Vertragszeitraums.
– Die Änderung des Grundsteuergesetzes ermög-
licht, dass der Grundbesitz einer ÖPP-Projekt-
gesellschaft von der Grundsteuer befreit ist. 
Bedeutunglos ist dabei, ob der private Auftrag-
nehmer den ÖPP-Grundbesitz von der öffent-
lichen Hand erhalten oder auf dem Immobi-
lienmarkt erworben hat.
– Die Änderung von Finanzierungsbedingungen 
für öffentliche Infrastrukturvorhaben eröffnet 
privatwirtschaftlichen offenen Immobilienfonds 
die Möglichkeit, im Rahmen der Betreiberpha-
se Beteiligungen an ÖPP-Projektgesellschaften 
zu übernehmen.
– Die Änderung des Fernstraßenbaufi nanzierungs-
gesetzes ermöglicht privaten Betreibern beim 
Ausbau von Bundesfernstraßen eine direkte 
Refi nanzierung aufgrund einer privaten Ent-
geltregelung.
In den Bundesländern wurden darüber hinaus in 
den vergangenen Jahren ergänzende Gesetze und 
Rechtsverordnungen in Kraft gesetzt, um den 
 jeweiligen landesspezifi schen Rahmen für ÖPP 
weiter auszugestalten. Als neuere Beispiele von 
vielen seien hier nur zwei Erlasse aus NRW und 
Sachsen genannt. In NRW müssen die Kommu-
nen seit 2006 bei der Anzeige eines neuen ÖPP-
Projekts eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
vorlegen und dabei einen „konventionellen Ver-
gleichswert“ einbeziehen, der einer kommunalen 
Eigenerstellung entspricht (Ministerium für In-
neres und Kommunales des Landes Nordrhein-
Westfalen 2006). Demgegenüber muss nach ei-
nem Erlass des sächsischen Finanzministeriums 
derzeit bei kommunalen ÖPP-Projekten „dop-
pelt“ ausgeschrieben werden: einmal konventio-
nell und einmal ÖPP-spezifi sch (Sächsisches 
Staatsministerium des Innern 2008). Während 
der o. g. Erlass aus NRW kommunale ÖPP insge-
samt eher begünstigt hat, hat der sächsische Er-
lass – nach bisherigen Erfahrungen – eher die ge-
genteilige Wirkung entfaltet (vgl. Kapitel 3.4). 
Diese unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbe-
dingungen auf Länderebene zeigen, dass vertrags-
basierte Infrastruktur-ÖPP aktuell nicht nur mit 
kritischen Stimmen aus Gewerkschaften, Perso-
nalvertretungen und Rechnungshöfen (vgl. Kapi-
tel 3.3) konfrontiert sind. Auch bei Expertinnen 
und Experten in zuständigen Landesministerien, 
vor allem in den Innen-, Wirtschafts- und Finanz-
ministerien, wird dieses Instrument derzeit kon-
trovers diskutiert (ergänzend Ostdeutscher Spar-
kassenverband 2007).
Neben neueren Versuchen auf der deutschen 
Bundes- und Landesebene, die rechtlichen Rah-
menbedingungen für vertragliche Infrastruktur-
ÖPP weiter zu konkretisieren, sind in den letzten 
Jahren auch aufgrund gerichtlicher und adminis-
trativer Entscheidungen auf EU-Ebene bestimmte 
Beschränkungen für ÖPP in Deutschland for-
muliert worden. Neben der bereits in Kapitel 2 
genannten EuGH-Entscheidung zum Vergabe-
recht bei „Inhouse-Leistungen“ einer institutio-




„EUROSTAT-Entscheidung“ aus dem Jahr 2004 
anzuführen (EUROSTAT 2004). Mit dieser Ent-
scheidung hat das statistische Amt der EU festge-
legt, wie sich Kreditaufnahmen im Rahmen von 
ÖPP bzw. PPP hinsichtlich der Staatsverschul-
dung eines EU-Landes auswirken. Die EUROSTAT-
Entscheidung zu Öffentlich-Privaten Partner-
schaften, die auf komplexen Modellen der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung basiert, lautet 
wie folgt:
– EUROSTAT empfi ehlt, dass positive und nega-
tive Vermögenswerte im Rahmen einer ÖPP 
nur dann nicht als staatliche Vermögenswerte 
klassifi ziert und gebucht werden sollen, wenn 
die folgenden Bedingungen erfüllt sind:
– der private Partner trägt das Bau- bzw. Er-
richtungsrisiko und
– der private Partner trägt zumindest das Aus-
lastungs- bzw. Marktrisiko.
– Wenn das Bau- bzw. Errichtungsrisiko durch 
den Staat getragen wird oder wenn der private 
Partner nur das Bau- bzw. Errichtungsrisiko 
und kein anderes Risiko trägt, werden die Ver-
mögenswerte der ÖPP als staatlich klassifi ziert.
Mit dieser Entscheidung wurde angestrebt, einer 
Verschuldung von EU-Mitgliedsstaaten aufgrund 
von ÖPP, die über die in den Maastricht-Kriterien 
festgelegten Rahmen hinausgeht, vorzubeugen 
(Gesprächsrunde PPP 2006: 30). Diese Entschei-
dung war u. a. durch kritische Berichte nationaler 
Aufsichtsbehörden von EU-Mitgliedsstaaten aus-
gelöst worden, die bei Stichprobenprüfungen von 
ÖPP-Projekten erhebliche Überschuldungsrisiken 
für die beteiligten öffentlichen Gebietskörper-
schaften festgestellt hatten. Auf die spezifi sche 
„vorsichtig-kritische“ Perspektive der Rechnungs-
höfe auf ÖPP wird im folgenden Kapitel kurz ein-
gegangen.
3.3  ÖPP aus der Perspektive der 
 Rechnungshöfe
Die Konferenz der Präsidenten der Rechnungs-
höfe in Bund und Ländern hat im Jahr 2006 expli-
zit auf das Risiko der Überschuldung öffentlicher 
deutscher Gebietskörperschaften in Zusammen-
hang mit ÖPP-Modellen hingewiesen (Konferenz 
der Präsidenten der Rechnungshöfe in Bund und 
Ländern 2006). Der Grundtenor dieser Stellung-
nahme lautet, dass ÖPP kein angemessenes Fi-
nanzierungsinstrument für öffentliche Gebiets-
körperschaften mit strukturellen Haushaltspro-
blemen ist, da durch ÖPP fi nanzielle Belastungen 
von Gebietskörperschaften in die Zukunft ver-
schoben werden können und in diesem Fall von 
späteren Generationen getragen werden müssen.
Hinweise aus neueren Jahresberichten ver-
schiedener Landesrechnungshöfe unterstreichen 
diese allgemeine Warnung mit Bezug auf konkre-
te Einzelfallprüfungen (z. B. Bayrischer Oberster 
Rechnungshof 2006: 53; Kiefer, 2006: 21). In der-
artigen Einzelfallprüfungen wurde teilweise auch 
festgestellt, dass in vielen deutschen Verwaltun-
gen gegenwärtig Fachpersonal oder notwendige 
fachliche Kompetenzen fehlen, um ÖPP ange-
messen vorbereiten, kontrollieren und steuern zu 
können. Darauf deuten auch die Ergebnisse von 
zwei quantitativen Befragungen zum Thema ÖPP 
hin, die von den Autoren dieser Expertise in den 
Jahren 2009 und 2010 durchgeführt wurden 
(Gerstlberger/Siegl 2009a; 2010; vgl. Kapitel 3.4).
Vor allem der Landesrechnungshof in Ba-
den-Württemberg hat jüngst – ausgehend von 
Erfahrungen aus Einzelfallprüfungen – umfang-
reiche praktische Empfehlungen für die Prüfung 
und Durchführung von ÖPP-Projekten formuliert 
(Landtag von Baden-Württemberg 2009: 6 f.; 
43 f.). Diese Empfehlungen lassen sich im Kern 
wie folgt zusammenfassen:
– ÖPP-Projekte sollen (I) gesondert und (II) ein-
schließlich der „Vorbelastungen künftiger 
Haushaltsjahre mit laufenden ÖPP-Raten“ im 
Haushalt der jeweiligen Gebietskörperschaft 
ausgewiesen werden.
– Neben Angaben zum Barwert eines ÖPP-Pro-
jektes soll auch der Zeitwert des Projektes („tat-
sächliche Haushaltsbelastung“) im Haushalt 
ausgewiesen werden.
– Zeitwert-Summen sollen – zusätzlich zur An-
wendung der Barwertmethode – auch bereits 
bei der Entscheidung über potenzielle ÖPP-
Projekte einbezogen werden, besonders dann, 





deutiger Wirtschaftlichkeitsvorteil für die 
 öffentliche oder öffentlich-private Variante er-
kennbar ist (vgl. dazu auch den Beitrag bzw. 
die Thesen von Mühlenkamp 2010 für das ers-
te „ÖPP-Expertengespräch“, dessen Ergebnisse 
in dieser Expertise berücksichtigt sind).
– Gesonderte Ausweisung etwaiger „Risikozu-
schläge“ in Entscheidungsvorlagen über poten-
zielle ÖPP-Projekte und ggf. im Haushalt, um 
die öffentlich-private Risikoverteilung sowie 
damit verbundenen Kosten für die öffentliche 
Gebietskörperschaft transparent zu machen.
– Prüfung einer gesonderten Ausschreibung 
 einer möglichen Betriebskomponente.
3.4 Praktische Bedeutung von ÖPP: 
 ein kommunales Stimmungsbild 
Im Rahmen einer ersten quantitativen deutsch-
landweiten Befragung im Jahr 2009 wurden die 
Verwaltungschefs von Kommunen im Rahmen 
einer Bestandsaufnahme zu dem aktuell vorlie-
genden Ausmaß des Sanierungsstaus in ihrer Ge-
meinde befragt. Gleichzeitig wurden die kommu-
nalen Entscheidungsträger in der Befragung ge-
beten, eine Einschätzung abzugeben, welchen 
Beitrag ÖPP zum Abbau dieses Sanierungsstaus 
leisten kann.2 An der Erhebung, die im Zeitraum 
von Mai bis Juni 2009 gemeinsam mit der Uni-
2 Abrufbar über www.fsg-group.de
3 Aufgrund der zu kleinen Datenbasis wurden bei dieser Darstellung die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen sowie das Saarland 
nicht berücksichtigt.
Abbildung 3: 
Bisherige kommunale Erfahrungen mit ÖPP-Projekten nach Bundesländern
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versität Kassel durchgeführt wurde, nahmen 778 
von 6.000 (ca. 13 Prozent) der angeschriebenen 
Kommunen teil. Aus dieser ersten Erhebung geht 
hervor, dass weniger als 17 Prozent der befragten 
Städte und Gemeinden Ende Juni 2009 bereits 
 Erfahrungen mit Vertrags-ÖPP bei Bauvorhaben 
gesammelt hatten. Im bundesweiten Vergleich 
bildeten hierbei die Kommunen in Baden-Würt-
temberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen die „Schlusslichter“, welche im Gegen-
satz zu Nordrhein-Westfalen, und Schleswig-Hol-
stein, wo 35,2 Prozent bzw. 27,8 Prozent der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise bereits Erfahrun-
gen mit ÖPP gesammelt haben, bisher kaum über 
solche Erfahrung verfügen (vgl. Abbildung 3 und 
Kapitel 3.2).
Anzumerken ist bei der dargestellten Erfah-
rungsquote, dass neben den unterschiedlichen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen der Bundes-
länder hinsichtlich einer ÖPP-Projektgestaltung 
auch die durchschnittliche Größe der Kommu-
nen eine wichtige Rolle spielt. So sind vor allem 
die südlichen Bundesländer Bayern und Baden-
Württemberg durch eine traditionell sehr klein-
teilige kommunale Struktur geprägt, während es 
in Nordrhein-Westfalen in Folge der durchge-
führten Gebietsreformen kaum noch eine Ge-
meinde mit weniger als 10.000 Einwohnern gibt. 
Eine höhere Erfahrungsquote bei der Umsetzung 
von ÖPP-Projekten kann somit auch auf die 
 Notwendigkeit einer gewissen Mindestgröße des 
kommunalen Partners im Rahmen von ÖPP zu-
rückgeführt werden.
In Abbildung 4 wird dieser Zusammenhang 
verdeutlicht. Während immerhin 45,1 Prozent 
der kommunalen Entscheidungsträger der größe-
ren Städte mit über 50.000 Einwohnern angaben, 
dass in ihrer Kommune bereits ÖPP-Projekte rea-
lisiert wurden, sinkt dieser Anteil auf 25 Prozent 
bei Gemeinden zwischen 7.500 und 10.000 Ein-
wohnern und auf 9,1 Prozent bei Kleinstkom-
munen unter 2.500 Einwohnern. Interessant ist 
hierbei, dass trotz dieser eher gering ausgepräg-
ten Erfahrung jeweils knapp die Hälfte der Ver-
treter der kleineren und Kleinstkommunen ÖPP 
als prüfenswerte zukünftige Option zur Projekt-
durchführung einschätzt (vgl. Abbildung 4).
Die erste Erhebung zeigte darüber hinaus, 
dass die befragten kommunalen Entscheidungs-
träger 2009 den größten Sanierungsbedarf im 
Straßenbau sahen, dicht gefolgt vom Schulbe-
reich. Danach folgten Gebäude der öffentlichen 
Abbildung 4: 
Anteil der Städte und Gemeinden mit realisierten ÖPP-Projekten 
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP (Gerstlberger/Siegl 2009a).




















Verfügbarkeit notwendiger Managementressourcen für Abwicklung von ÖPP-Projekten 
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP (Gerstlberger/Siegl 2009a).








Bewertung des Sanierungsbedarfs bei kommunalen Infrastruktureinrichtungen 
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP Gerstlberger/Siegl 2009a).
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Verwaltung, öffentliche Sportstätten, Schwimm-
bäder, Gemeindezentren und Dorfgemeinschafts-
häuser sowie Kindergärten, was die Dringlichkeit 
des Sanierungsbedarfs betraf (vgl. Abbildung 5). 
Hervorzuheben ist des Weiteren, dass fast die 
Hälfte (49,5 Prozent) der kommunalen Entschei-
dungsträger in dieser ersten Erhebung angegeben 
hatte, dass die eigene Verwaltung nicht über die 
notwendigen Management-Ressourcen zur Ab-
wicklung von größeren vertragsbasierten ÖPP-
Projekten verfügt (vgl. Abbildung 6). Auch hier-
bei ist der offensichtliche Mangel in den kleine-
ren Kommunen erwartungsgemäß besonders 
stark ausgeprägt. In diesem Zusammenhang wur-
den – als offene Antworten – ausreichend ge-




lifi kation der Bauverwaltungen und Rechtsabtei-
lungen am häufi gsten genannt. Als weitere Hin-
derungsgründe für einen Einsatz von ÖPP in der 
jeweiligen Gemeinde wurden fehlendes Vertrau-
en in das neue Beschaffungsmodell sowie hohe 
Vorlaufkosten angegeben.
Zusätzlich zu der o. g. ersten Befragung wur-
de im Frühjahr 2010 in Kooperation mit der Uni-
versität Kassel eine zweite deutschlandweite Um-
frage bei Städten, Gemeinden und Landkreisen 
durchgeführt. Der Fokus dieser Erhebung lag dies-
mal neben der Einschätzung der zukünftigen Be-
deutung von ÖPP bei der Bewertung der Förder-
maßnahmen aus dem Konjunkturpaket II. Der 
hohe Rücklauf von über 1.900 Fragebögen von 
Verwaltungschefs aus der ganzen Bundesrepublik 
(Rücklaufquote ca. 27 Prozent) zeugt von dem 
großen Interesse der Bürgermeister hinsichtlich 
der Thematik ÖPP. Wie prekär die aktuelle fi nan-
zielle Situation der meisten deutschen Städte und 
Gemeinden – als wichtige Ausgangsbedingung 
für ÖPP – ist, verdeutlichten hierbei die Antwor-
ten auf die Frage, wie sich nach Ansicht der Bür-
germeister die Finanzsituation ihrer Kommune in 
den nächsten drei Jahren entwickeln wird. Es 
 erwarten demnach derzeit deutschlandweit ca. 
79 Prozent der befragten Verwaltungschefs, dass 
sich die Finanzsituation ihrer Kommunen eher 
verschlechtern wird (vgl. Abbildung 7).
An dieser grundsätzlichen negativen Bewer-
tung der kommunalen fi nanziellen Situation 
konnten auch das kurzfristig orientierte Förder-
programm des Konjunkturpakets II wenig än-
dern. So gab eine deutliche Mehrheit der befrag-
ten Bürgermeister an, dass das Konjunkturpa-
ket II nur einen kleinen bis gar keinen Beitrag 
zum Abbau des kommunalen Investitionsstaus 
leisten kann (vgl. Abbildung 8).
Weiterhin wurden die kommunalen Ent-
scheidungsträger in der zweiten Erhebung nach 
den Möglichkeiten zur Verbesserung der fi nan-
ziellen Handlungsfähigkeit ihrer Kommune be-
fragt. Hierzu standen die Alternativen „weitere 
staatliche Fördermaßnahmen“, „weitere Einspa-
rungen“, „interkommunale Zusammenarbeit“ 
und „vermehrte ÖPP-Anwendung“ zur Verfü-
gung. Als Antwort gaben deutschlandweit nur 
9,4 Prozent der befragten Bürgermeister an, dass 
sie hierbei ÖPP favorisieren (vgl. Abbildung 9).
60,8 Prozent der befragten Bürgermeister sa-
hen dagegen weitere staatliche Fördermaßnah-
men am ehesten als Möglichkeit, die fi nanzielle 
Handlungsfähigkeit der eigenen Kommune zu 
verbessern. Etwas weniger häufi g wurde mit 
Abbildung 7:
Erwartete Entwicklung der kommunalen Finanzsituation in den nächsten Jahren
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP (Gerstlberger/Siegl 2010).
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Einschätzung des Beitrags des Konjunkturpakets II zum Abbau des kommunalen Investitionsstaus 
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP (Gerstlberger/Siegl 2010).
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Abbildung 9: 
Bewertung von Maßnahmen für die Verbesserung der fi nanziellen 
Handlungsfähigkeit der Kommunen 
Quelle: Bestandsaufnahme Konjunkturpaket II: Bewertung der Fördermaßnahmen in Kommunen (Gerstlberger/Siegl 2010). 
















58,9 Prozent die Option weiterer Einsparungen 
genannt. Interkommunale Zusammenarbeit wur-
de von 42,8 Prozent der befragten Verwaltungs-
chefs als eine weitere Alternative genannt, um 
eine verbesserte Handlungsfähigkeit der eigenen 
Kommune zu erreichen (vgl. Abbildung 9). Die 
kommunalen Entscheidungsträger sahen generell 
keine langfristige Konkurrenzsituation zwischen 
staatlichen Fördermaßnahmen, wie dem Kon-
junkturpaket II, und der Anwendung von ÖPP. 
Insofern können diese Optionen – theoretisch ge-
sehen – als unterschiedliche, sich ggf. ergänzende 
Instrumente zur Realisierung öffentlicher Infra-
struktur- und Bauprojekte angesehen werden 
(vgl. Abbildung 10). Praktisch gesehen wurde die-
se Option jedoch bisher kaum in Anspruch ge-
nommen. Gründe dafür, warum durch das Kon-
junkturpaket II geförderte Hochbau-Projekte und 
ÖPP-Projekte von den befragten Bürgermeistern 
bislang nur in sehr wenigen Fällen gleichzeitig 
bzw. gemeinsam initiiert wurden, könnten z. B. 
lange Vorlaufzeiten und/oder hohe Vorlauf- bzw. 
Transaktionskosten für ÖPP-Projekte gewesen 
sein.
Abbildung 10: 
Einschätzung einer möglichen Konkurrenz zwischen dem Konjunkturpaket II und ÖPP
Quelle: Bestandsaufnahme Kommunen: Sanierungsbedarf und ÖPP (Gerstlberger/Siegl 2010).
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Mittlerweile gibt es in den deutschen Gebiets-
körperschaften – besonders in Landkreisen und 
größeren Gemeinden bzw. Städten – eine ganze 
 Reihe praktischer Erfahrungen mit allen vier in 
Kapitel 2 dargestellten ÖPP-Typen. Um die prak-
tischen Erfahrungen hierbei einordnen zu kön-
nen, muss als Vorbemerkung betont werden, dass 
es, anders als in Großbritannien (z. B. Ball et al. 
2007), in Deutschland bisher keine systematische 
und längerfristig angelegte Evaluierung von ÖPP-
Projekten gibt. Alle bisher vorliegenden quanti-
tativen Einschätzungen wirtschaftlicher Effekte 
deutscher ÖPP-Projekte beziehen sich daher auf 
Auswertungen eines oder mehrerer Einzelprojek-
te. Darüber hinaus fehlt der Abgleich zwischen 
Vorstudie bzw. vorläufi ger Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung (VWU), Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung (WU) und tatsächlichem Projektverlauf 
(z. B. nach fünf Jahren) bisher – soweit bekannt – 
bei fast allen aktuell laufenden deutschen ÖPP-
Projekten (als Beispiel für eine derartige Vorge-
hensweise: Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung Berlin 2007: 11 f.). Regional- oder volkswirt-
schaftliche Effekte deutscher ÖPP-Projekte sind 
zudem bisher erst in Einzelfällen untersucht wor-
den (z.B. Gerstlberger 1999: 164; European Com-
mission 2004).
4.1 Vertragliche ÖPP-Infrastruktur-
 projekte: Schulprojekte als Beispiel
Seit Ende der 1990er Jahre ist der öffentliche 
Hochbau der wichtigste Anwendungsbereich für 
vertragsbasierte Infrastruktur-ÖPP in Deutsch-
land. Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) 
ermittelte im Jahr 2005 in einer – in den Grund-
zügen – bis heute als aktuell betrachteten ÖPP-
Studie, dass in den Jahren 2000 bis 2005 ca. 600 
deutsche Vertrags-ÖPP-Projekte im weitesten Sin-
ne (gemäß der Einschätzung der Befragungen) 
begonnen wurden. Interessant wäre darüber hin-
aus auch zu wissen, wie viele ÖPP-Projekte im 
letzten Jahrzehnt begonnen, jedoch bereits wie-
der abgebrochen wurden. Hinsichtlich dieser – 
wichtigen – Frage existieren in der Bundesre-
publik bisher keine öffentlich zugänglichen und 
systematisch erstellten statistischen Angaben.
Ca. 80 Prozent der bis 2005 begonnenen 
deutschen ÖPP-Projekte wurden in Kommunen 
identifi ziert (Grabow et al. 2005: 4). 64 Prozent 
der identifi zierten kommunalen ÖPP entfi elen 
demnach auf den Bereich des öffentlichen Hoch-
baus. Die Vergleichswerte für Sport, Freizeit und 
Tourismus sowie für Projekte im Bereich der 
 öffentlichen Sicherheit und Ordnung betrugen 
21 Prozent und zwölf Prozent. Andere Aufgaben-
bereiche lagen demnach jeweils deutlich unter 
der Zehn-Prozent-Marke.
Die Kernergebnisse einer etwas neueren Stu-
die von Janetschek (2007: 4) bestätigten die wich-
tigsten Ergebnisse der Difu-Studie. 17 Prozent der 
befragten mittelgroßen und größeren Städte hat-
ten im Jahr 2007 bereits vertragliche ÖPP-Pro-
jekte implementiert. Knapp die Hälfte der imple-
mentierten Projekte (48 Prozent) entfi el dabei auf 
den Neubau und die Sanierung von Schulen. Da-
nach folgten beim Verbreitungsgrad von Vertrags-
ÖPP die städtischen Aufgabenbereiche Sport, 
Freizeit und Kultur (27 Prozent) sowie Sozial- und 
Gesundheitswesen (18 Prozent). Diese Ergebnisse 
basieren auf 300 standardisierten Telefoninter-
views mit Kämmerern oder sonstigen leitenden 
Angestellten (z. B. Amtsleiter) aus Finanzverwal-
tungen deutscher Städte mit mehr als 20.000 Ein-
wohnern. Diese Telefonbefragung wurde im Mai 
2007 im Auftrag der Ernst & Young AG durchge-
führt.
Aufgrund der Bedeutung des Neubaus und 
der Sanierung von Schulen als derzeit quantitativ 




wichtigstem Anwendungsfeld vertraglicher Infra-
struktur-ÖPP in Deutschland, werden im Folgen-
den bisherige Erfahrungen mit Schul-ÖPP-Pro-
jekten exemplarisch für den Typ der vertraglichen 
ÖPP dargestellt und diskutiert. Als eines der in 
den letzten Jahren am intensivsten und teilweise 
auch am kontroversesten diskutierten Beispiele 
für ÖPP-Schulprojekte ist das bereits seit einigen 
Jahren laufende Vorhaben im Landkreis Offen-
bach zu nennen. Aufgrund des relativ frühen Be-
ginns dieses deutschen Pilotprojekts für ÖPP im 
Schulbereich (vgl. Tabelle 1) liegt dafür mittler-
weile ein Ausmaß an Erfahrungen vor, das eine 
vorläufi ge Erfolgseinschätzung rechtfertigt.
4.1.1 Fallbeispiel Schulsanierung 
 Landkreis Offenbach
Wichtige Kritikpunkte an dem ÖPP-Projekt „Schu-
len im Landkreis Offenbach“ betreffen zum einen 
das Eigenangebot des Landkreises Offenbach zur 
Schulsanierung in Eigenregie. Diese Kalkulation 
(960 Millionen Euro) wurde nach Einschätzung 
von Kritikern nicht unabhängig durchgeführt, 
sondern „beabsichtigt“ deutlich teurer angesetzt 
als das günstigste private Angebot (780 Millionen 
Euro), welches den Zuschlag erhalten hat (Attac 
Berlin 2010: o. S.). Zum anderen sind die jährli-
chen Zahlungen des Landkreises an die privaten 
Partner seit 2005 von ca. 52 Millionen Euro auf 
ca. 73 Millionen Euro angestiegen. Diese Zahlun-
gen müssen seitens des Landkreises auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten aufgebracht wer-
den, da der Vertrag nicht vor Ende der Laufzeit 
gekündigt werden kann. Ein Vergleich mit dem 
Landkreis Darmstadt-Dieburg zeigte, dass ein 
Schulprojekt ähnlichen Investitionsvolumens 
dort für einen Gesamtbetrag von 455 Millionen 
Euro ohne ÖPP in Eigenregie durchgeführt wer-
den konnte, da hier konstant in den Erhalt der 
Schulen investiert worden war und sich eine ÖPP 
somit fi nanziell nicht gelohnt hätte (Arendt 2007; 
Attac Berlin 2010).
4.1.2 Weitere Erfahrungen mit ÖPP-Projekten 
 im Schulbereich
Ähnliche Erfahrungen wie im Landkreis Offen-
bach sind auch für weitere ÖPP-Schulprojekte in 
deutschen Kommunen, die später begonnen wur-
den, dokumentiert (Pauli 2008: 188). Die meisten 
Tabelle 1:
ÖPP-Projekt Schulen im Landkreis Offenbach (Los Ost)
Quelle: Übersicht Schul-ÖPP im Landkreis Offenbach (Hauptverband der deutschen Bauindustrie e.V., o.J.).
Projektziel Sanierung, Betrieb und Finanzierung von 
50 Schulen und deren Außenanlagen
Projektträger Landkreis Offenbach
Projektvolumen 410 Mio. €
Projekttyp PPP-Gesellschaftsmodell
Projektlaufzeit 2005 bis 2020
Projektpartner
(mit % Beteiligung an der 
Projektgesellschaft)
Landkreis Offenbach/Auftraggeber (5,1 %)        
HOCHTIEF PPP Schulpartner GmbH
HOCHTIEF PPP Solutions GmbH (47,45 %)
HOCHTIEF Facility Management GmbH (47,45 %)
Landkreis Offenbach (5,1 %) Westdeutsche 






dieser in Deutschland umgesetzten ÖPP-Schul-
projekte basieren auf Betreibermodellen, die als 
Inhabermodelle angelegt sind. Dies bedeutet, 
dass die Schulen langfristig im Eigentum der 
Kommune verbleiben. Bei den in der deutschen 
ÖPP-Literatur dokumentierten Betreibermodellen 
für Schulen kommen als Finanzierungsformen 
die Forfaitierungen (Vorfi nanzierung durch Fi-
nanzinstitute mit Einredeverzicht seitens der 
Kommune hinsichtlich der Vergütung der Leis-
tungen des Privaten) und – sehr selten – die rei-
nen Projektfi nanzierungen (ohne Vorfi nanzierung) 
zum Einsatz. Die Leistungstiefe der privaten Part-
ner reicht in diesem Kontext oftmals über die ob-
ligatorischen Phasen der Planung, der Bauausfüh-
rung und der Finanzierung hinaus. So kann das 
weitergehende Leistungsspektrum von der reinen 
Bauunterhaltung bis zur Übernahme des kom-
pletten Betriebs reichen. Daneben treten umfang-
reiche spezifi sche Betriebsleistungen (z. B. Über-
nahme von Sekretariats-Dienstleistungen) bei 
allen dokumentierten deutschen Schul-ÖPP-Pro-
jekten unabhängig vom Projektvolumen auf. 
Gründe für eine frühzeitige Beendigung bzw. das 
Scheitern deutscher Schul-ÖPP-Projekte (Schul-
projekte, z. B. in Chemnitz, Hamburg, Meschede, 
Salzgitter, Krefeld, Freiburg, Fürth, Berlin-Span-
dau, Berlin-Reinickendorf und Berlin-Treptow-
Köpenick) waren zum einen Finanzierungsschwie-
rigkeiten auf Seiten der beteiligten Kommunen. 
Zum anderen spielten verwaltungsinterner Wi-
derstand der Personalvertretungen sowie Bürger-
begehren und kommunalpolitischer Widerstand 
dabei eine wichtige Rolle. Sowohl der verwal-
tungsinterne Widerstand der Personalvertretun-
gen als auch Bürgerbegehren und kommunal-
politischer Widerstand wurden dabei häufi g von 
öffentlichkeitswirksamen Aktionen der zustän-
digen Gewerkschaften unterstützt (z. B. Sternatz 
2006).
4.2 Institutionelle ÖPP
Institutionelle ÖPP, die im vergangenen Jahrhun-
dert als gemischtwirtschaftliche Unternehmen 
oder öffentlich-private Gesellschaften bezeichnet 
wurden, haben sowohl in Deutschland als auch 
in anderen europäischen Ländern, wie z. B. in 
Frankreich, Italien und Spanien eine lange Tradi-
Tabelle 2:
ÖPP-Projekt Schulen im Landkreis Offenbach (Los West)
Quelle: Übersicht Schul-ÖPP im Landkreis Offenbach (Hauptverband der deutschen Bauindustrie e.V., o.J.).
Projektziel Sanierung, Betrieb und Finanzierung von 
41 Schulen und deren Außenanlagen
Projektträger Landkreis Offenbach
Projektvolumen 370,4 Mio. €
Projekttyp PPP-Gesellschaftsmodell
Projektlaufzeit 2004 bis 2019
Projektpartner
(mit % Beteiligung an der 
 Projektgesellschaft)
Landkreis Offenbach/Auftraggeber (5,1 %)
SKE GmbH (94,1 %)
SKE Facility Management GmbH (Planung)
Bauunternehmung Ehrenfels GmbH 
(SKE Gruppe) (Bau)
SKE Facility Management GmbH (Unterhaltung) 




tion (Ambrosius 2008a, b). Diese Tradition reicht 
dabei oftmals bis in das 19. Jahrhundert zurück. 
Die Hamburger Freihafen-Lagerhaus-Gesellschaft 
(Hinz 2000), Wohnungsbaugesellschaften in 
Großstädten wie Berlin und Köln oder auch groß-
städtische Gaswerke in Berlin und Dresden (Am-
brosius 2008a; b; Zieschank 2010) sind frühe Bei-
spiele für gemischtwirtschaftliche Unternehmen 
in deutschen Kommunen. Ähnlich wie das in der 
Einleitung genannte Beispiel der öffentlich-priva-
ten Innenstadtsanierung in US-Großstädten sind 
die meisten dieser gemischtwirtschaftlichen Un-
ternehmen gegründet worden, um soziale Proble-
me in den rasch und weitgehend unkontrolliert 
wachsenden Großstädten zu lösen bzw. zu min-
dern (Zieschank 2010).
Eher in Ausnahmefällen, wie z. B. im Fall 
der Hamburger Freihafen-Lagerhaus-Gesellschaft 
(Hinz 2000), wurden gemischtwirtschaftliche 
Unternehmen aufgrund eines langfristigen stra-
tegischen Kalküls von Stadtregierungen etabliert. 
Die Aufgabenfelder, die durch öffentlich-private 
Unternehmen bearbeitet wurden und nach wie 
vor werden, haben sich im Zeitverlauf stark ver-
ändert. Während kommunale Schlachthöfe und 
Großbäckereien Ende des 19. Jahrhunderts ein 
wichtiges Feld öffentlich-privater Zusammenar-
beit waren, um die Lebensmittelversorgung für 
die rasch wachsenden Stadtbevölkerungen sicher-
zustellen, folgten im Verlauf des 20. Jahrhunderts 
Infrastruktureinrichtungen der Ver- und Entsor-
gung sowie ÖPNV und in den 1990er Jahren zu-
nehmend die Aufgabenbereiche des Gesundheits-
wesens, der Datenverarbeitung und des E-Govern-
ments (Ambrosius 2006, 2008; Gerstlberger/Sack 
2003).
Gegenwärtig sind öffentlich-private Gesell-
schaften in deutschen Mittel- und Großstädten 
sowie Landkreisen fl ächendeckend etabliert. Dies 
gilt sowohl für die klassischen Anwendungsfelder 
der Ver- und Entsorgung als auch für neuere Auf-
gabenbereiche wie der Wirtschafts-, der Techno-
logie- und der Beschäftigungsförderung. So waren 
im Jahr 2005 beispielsweise an 17 von 31 groß-
städtischen Stadtwerken private Kapitaleigner be-
teiligt (Trapp 2006; ergänzend Gerstlberger 2009). 
Was daneben z. B. die kommunale Wirtschafts-
förderung angeht, verfügt derzeit schätzungswei-
se etwa ein Drittel der großstädtischen Wirt-
schaftsförderungsgesellschaften in Deutschland 
über Minderheitsbeteiligungen von Privatun-
ternehmen oder Sparkassen (Gerstlberger/Siegl 
2010; Hollbach-Grömig/Floeting 2008).
Verglichen mit den in Kapitel 3.2 zusam-
mengefassten, sehr grundsätzlichen Kritikpunk-
ten angesichts der bisherigen praktischen Erfah-
rungen mit vertragsbasierten Infrastruktur-ÖPP, 
standen und stehen institutionelle ÖPP in 
Deutschland bis dato weniger deutlich in der 
 politischen und gesellschaftlichen Kritik. Nichts-
destotrotz muss jedoch an dieser Stelle betont 
werden, dass innerhalb des letzten Jahrzehnts 
auch an dauerhaft angelegten öffentlich-privaten 
Gesellschaften immer wieder grundsätzliche und 
einzelfallbezogene Kritik geübt worden ist.
Als grundsätzliche Kritikpunkte von allge-
meiner Bedeutung für institutionelle ÖPP lassen 
sich zusammenfassen (z. B. Heinz 1993; Gerstlber-
ger 1999; Killian et al. 2006; Trapp et al. 2006): 
– Die den ÖPP zugrunde liegenden Gesellschaf-
terverträge sowie weitere wichtige Vertrags-
grundlagen (z. B. Leistungs- oder Mietverträge) 
sind für die Öffentlichkeit und häufi g auch die 
jeweiligen politischen Selbstverwaltungsgre-
mien nicht zugänglich.
– ÖPP-Gesellschaften können aufgrund ihrer 
weit reichenden organisatorischen Selbststän-
digkeit nur unzureichend politisch kontrolliert 
und gesteuert werden.
– Langfristige Investitionszusagen der privaten 
Partner werden häufi g nicht eingehalten, vor 
allem u. a. dann, wenn sich konjunkturelle 
Rahmenbedingungen und/oder Unterneh mens -
strategien grundlegend ändern.
– In einigen besonders schwerwiegenden Fällen 
waren ÖPP-Gesellschaften sogar in komplexe 
kommunalpolitische Korruptionsskandale ver-
wickelt (wahrscheinlich am bekanntesten ist 
diesbezüglich der Kölner „Müllskandal“, o. A. 
2004; Überall 2007).
In einer Reihe von Fällen wurden darüber hinaus 
in den vergangenen Jahren kommunale Gesell-
schaften nach einigen Jahren mit privater Beteili-
gung wieder vollständig rekommunalisiert (z. B. 
das Rechenzentrum der Stadt Leipzig). Im Fall des 





beide Partner diese ÖPP-Gesellschaft schon nach 
wenigen Jahren auch öffentlich als gescheitert 
(Gerstlberger/Sack 2003: diverse Seiten).
Die Erzielung nennenswerter wirtschaftli-
cher Effi zienzgewinne durch institutionelle ÖPP 
ist in der Bundesrepublik – selbst wenn beide 
Partner sich absolut „partnerschaftlich“ und kons-
truktiv verhalten – an etliche nicht triviale Vor-
aussetzungen gebunden und deshalb insgesamt 
relativ schwierig. Dies hängt einerseits mit den 
hierzulande geltenden Umsatzsteuer-Regelungen 
zusammen. Eine ÖPP im Bereich der Ver- und 
Entsorgung oder des ÖPNV ist – anders als i.d.R. 
ein kommunaler Eigenbetrieb – üblicherweise 
umsatzsteuerpfl ichtig (und dann auch vorsteuer-
abzugsberechtigt). Da die abzuführende Umsatz-
steuer bei vielen ÖPP-Gesellschaften deutlich hö-
her ist als die abzugsfähige Vorsteuer, muss erst 
einmal der entsprechende Differenzbetrag erwirt-
schaftet werden, um betriebswirtschaftlich eben-
so effi zient zu sein wie z. B. ein Eigenbetrieb. Dar-
über hinaus müssen dann noch weitere Einspa-
rungen bzw. Mehreinnahmen erwirtschaftet wer-
den, die teils dem öffentlichen Partner zugute-
kommen sowie auch zu der Erwirtschaftung einer 
Rendite auf das eingesetzte Kapital beitragen. An-
dererseits sind die Spielräume für deutliche Ge-
bühren- bzw. Entgelterhöhungen bei vielen kom-
munalen Dienstleistungen beschränkt, da diese 
zumeist ein politisch sehr sensibles Thema, wie 
bei den Wasser- und Abwassergebühren oder den 
Beförderungsentgelten des ÖPNV sind.
Schließlich muss ein privater Partner bei vie-
len Ver- und Entsorgungseinrichtungen oftmals 
erhebliche Investitionen tätigen, um deren Effi -
zienz merklich verbessern zu können. Seltene 
Ausnahmen hinsichtlich dieser Bedingungen 
stellen in einigen Kommunen bestimmte freiwil-
lige Dienstleistungsangebote dar (z. B. kommuna-
le Parkhäuser). Derartige freiwillige Leistungen 
bieten einem privaten Partner teilweise relativ 
große Spielräume bei der Entgeltgestaltung und 
konnten in der Vergangenheit in einigen Fällen 
zugleich mit begrenzten Investitionen nutzer-
freundlicher gestaltet werden (Deutscher Städte- 
und Gemeindebund 2002).
4.2.1 Fallbeispiele Neue Mitte Oberhausen und   
 Wiederaufbau der Unterneustadt in Kassel 
Das städtebauliche Großprojekt „Neue Mitte Ober-
hausen“ mit der Shopping Mall „CentrO“ als Herz, 
auf das Mitte der 1990er Jahre große Hoffnungen 
gesetzt wurden (Drescher/Dellwig 1996), muss 
mittlerweile unter städtebaulichen und regional-
planerischen Gesichtspunkten als weitgehend 
 gescheitert bewertet werden. Die wesentlichen 
Argumente für diese insgesamt negative Einschät-
zung lauten wie folgt (u. a. o. A. 2008):
– Bereits kurz nach der Eröffnung des CentrO 
war eine deutliche Kaufkraftverlagerung weg 
von den Innenstadtgeschäften Oberhausens 
und den umliegenden Städten zu verzeichnen. 
Die Innenstadt Oberhausens droht aktuell in 
weiten Teilen zu „veröden“.
– Ein weiterer wichtiger Kritikpunkt betrifft die 
Zahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze, die 
im Jahr 2008 deutlich unter der Anfang der 
1990er Jahre erstellten Prognose lag. Zudem 
sind seit Mitte der 1990er Jahre regelmäßig Ar-
beitsplätze im weiteren lokalen und regionalen 
Umfeld des CentrO abgebaut worden. 
– Seit dem CentrO-Start sind in der Oberhause-
ner Innenstadt keine neuen Fachgeschäfte 
mehr eröffnet worden und die Standorte der 
umliegenden Geschäfte haben sich bezüglich 
des Angebots und des Einkauf-Flairs zu einer 
B-Lage entwickelt. 
Mit dem Wiederaufbau der Kasseler Unterneustadt, 
einem zentral gelegenen Stadtteil, der im 2. Welt-
krieg vollständig zerstört wurde und seitdem bis 
in die 1990er Jahre als innenstadtnaher PKW-
Großparkplatz und als Veranstaltungsareal ge-
nutzt wurde, ist in der nordhessischen Stadt eine 
der letzten großen städtebaulichen Lücken ge-
schlossen worden. Die Planung und Realisierung 
dieses städtebaulichen Großprojektes wurden 
auch hier im Rahmen einer Öffentlich-Privaten 
Partnerschaft angegangen. Hierbei sind die fol-
genden wesentlichen positiven und negativen 
Erfahrungen zu nennen (Gerstlberger 1999: 97):
Mit dem Bürgerforum Unterneustadt wurde 




vativer und vergleichsweise weit reichender An-
satz der direkten Beteiligung von Bürgerinnen 
und Bürgern in ein größeres ÖPP-Projekt inte-
griert. Dieses Forum für direkte Bürgerpartizipa-
tion, dem neben Anwohnern und möglichen zu-
künftigen Wohnungsbesitzern bzw. -mietern 
auch Fachexpertinnen und -experten (z. B. Archi-
tekten/Planer, Vertreter des Mieterbunds) ange-
hörten, lieferte einige wichtige Impulse für die 
Projektentwicklung. Der wichtigste und vorran-
gig ökologische Impuls bestand wahrscheinlich 
darin, dass das Bürgerforum Eckpunkte für ein 
„autofreies Wohnquartier Unterneustadt“ ent-
wickelte und der öffentlich-privaten Projektent-
wicklungsgesellschaft vorschlug. Die Gesellschaft 
setzte diesen Vorschlag mit kleineren Abstrichen 
als wichtiges Element des städtebaulichen Ver-
trags für die Wiedererrichtung der Kasseler Unter-
neustadt um.
Am Beispiel der ÖPP-Gesellschaft „Kassel 
Unterneustadt“ erprobte die Stadt Kassel neben 
einer institutionalisierten Form der öffentlich-
privaten Zusammenarbeit auch die Durchfüh-
rung strategischer Stadtentwicklungsprojekte ge-
meinsam mit der kommunalen Sparkasse. Diese 
Form der öffentlich-öffentlichen Zusammenar-
beit ist bei mehreren Folgeprojekten in der Stadt 
und Region Kassel mit unterschiedlichen ÖPP-
Ansätzen kombiniert worden.
Aus Sicht der Kasseler Bürgerinnen und Bür-
ger als Steuerzahler musste im Rahmen des ÖPP-
Projektes an einigen Stellen auch „Lehrgeld“ be-
zahlt werden. Beispielsweise mussten relativ hohe 
Kompensationszahlungen für die Umsiedlung 
privater Nutzungen, die sich nicht in das von der 
Projektgesellschaft entwickelte Neubaukonzept 
integrieren ließen, entrichtet werden.
Der Gesamtpersonalrat der Stadt Kassel war 
nicht systematisch in dieses ÖPP-Projekt mit ein-
bezogen. Personalratsmitglieder und Beschäftigte 
der Stadt Kassel hatten jedoch die Möglichkeit, 
sich im Rahmen des „Bürgerforums Unterneu-
Tabelle 3:
ÖPP-Gesellschaft Neue Mitte Oberhausen
Quelle: Übersicht: ÖPP-Projekt Neue Mitte Oberhausen (o. A. 2008).
Projektziel Städtebauliche Entwicklung einer großen 
brachliegenden altindustriellen Fläche; 
durch Einbindung privater Investoren
Bau des Einkaufszentrums CentrO sowie 
eines Freizeitparks mit Veranstaltungshalle, 
Musicaltheater, Hotels, Gastronomie und 
Business-Park 
Projektträger Stadt Oberhausen
Projektvolumen über 1 Mrd. €
Projekttyp ÖPP-Gesellschaftsmodell für Holding-Lösung
Projektlaufzeit Baubeginn 1994, nach gut zwei Jahren waren die 
Baumaßnahmen abgeschlossen








stadt“, das die ÖPP-Gesellschaft während ihres 
gesamten Bestehens begleitete, an öffentlichen 
Diskussionen zu beteiligen.
4.2.2 Fallbeispiel Informations- und 
 Datentechnik (ID) Bremen
Was die ID Bremen angeht, umfasst eine Erfolgs-
bilanz der bisherigen Entwicklung dieser institu-
tionellen ÖPP-Gesellschaft die folgenden wesent-
lichen Erfahrungen (Gerstlberger/Schneider 2008: 
47):
– Die Anzahl der Arbeitsplätze der ÖPP ID Bre-
men ist seit Gründung der Gesellschaft leicht 
reduziert worden. Dies führte bisher nicht zu 
betriebsbedingten Kündigungen, sondern wur-
de durch Verzicht auf Wiederbesetzung frei ge-
wordener Stellen erreicht. Auch in Zusammen-
hang mit diesem Beschäftigtenrückgang hat 
die Arbeitsdichte für die Beschäftigten der ID 
Bremen seit Gründung der ÖPP insgesamt be-
trachtet zugenommen. Positiv ist aus der Sicht 
der Beschäftigten und der Personalvertretung 
demgegenüber zum einen anzumerken, dass 
die Arbeitsplätze der ID Bremen – verglichen 
mit ähnlichen rein privaten IT-Dienstleistern 
– seit Gründung der Gesellschaft vergleichs-
weise sicher sind. Zum anderen sind seit der 
GmbH-Gründung eine professionelle Personal-
entwicklung und Weiterbildungsplanung für 
alle Beschäftigten sowie betriebsinterne Pro-
zessvereinfachungen und -optimierungen rea-
lisiert worden.
– Aus Sicht der Landesregierung und der Bürger-
schaft des Landes Bremen hat die ID Bremen 
die in sie gesetzten Erwartungen weitgehend 
erfüllt und in bestimmten Teilbereichen (ver-
waltungsinterne Nutzerschulung und Wartung, 
Entwicklung neuer Softwareprodukte für den 
kommunalen Markt, Erschließung neuer Märk-
te außerhalb Bremens) sogar übertroffen. Dies 
gilt sowohl hinsichtlich der Dienstleistungen, 
welche die ID Bremen für die eigene Landes-
verwaltung erbringt, als auch für Leistungen, 
die sie an externe (vor allem) öffentliche und 
private Kunden außerhalb Bremens verkauft.
– Für die Bürgerinnen und Bürger Bremens ist 
die Tätigkeit der ÖPP ID Bremen zumeist nur 
Tabelle 4:
ÖPP-Gesellschaft Kassel-Unterneustadt
Quelle: Übersicht: ÖPP-Projekt Neue Mitte Oberhausen (o. A. 2008).
Projektziel Wiederaufbau der 1943 zerstörten 
Unterneustadt 
Geplanter Nutzungs-Mix: ca. 2/3 Wohnen 
und 1/3 Handel, Dienstleistung und Gewerbe
Projektträger Stadt Kassel
Projektvolumen Kalkulierte Projektkosten von 35 Mio. DM beim Start
Projekttyp PPP-Gesellschaftsmodell
Projektlaufzeit 1995 bis 2010
Projektpartner




Stadt Kassel (33,3 %) ab dem Jahr 2001 zu 100 %
Immobilienpartner Landesbank Berlin (33,3 %) 
bis zum Jahr 2000




mittelbar relevant. Folgt man den vorliegen-
den Informationen, sind die in diese ÖPP-Ge-
sellschaft investierten Steuergelder weitgehend 
effektiv sowie effi zient verausgabt worden. Da-
rüber hinaus konnten viele kundenbezogene 
Verwaltungsprozesse innerhalb und außerhalb 
Bremens aufgrund von Vorleistungen der ID 
Bremen bürgerfreundlicher gestaltet werden.
An dieser Stelle sollen zwei Besonderheiten der 
ÖPP-Gesellschaft ID Bremen erwähnt werden, die 
berücksichtigt werden müssen, wenn man aus 
diesem öffentlich-privaten Pilotprojekt im Be-
reich der kommunalen Datenverarbeitung für die 
zukünftige Gestaltung von ÖPP Lehren ziehen 
will. Zum einen muss heute in jedem Fall eine 
EU-weite Ausschreibung durchgeführt werden, 
wenn für eine vergleichbare Gesellschaft ein pri-
vater Partner gefunden werden soll. Dies war bei 
Gründung der ÖPP ID Bremen noch nicht so ein-
deutig geregelt wie heute. Zum anderen wurde 
die Gründung der ID Bremen dadurch erleichtert, 
dass eigens für diese GmbH ein spezieller Tarifver-
trag zwischen dem Land Bremen und den zustän-
digen Gewerkschaften ausgehandelt wurde. 
Wichtige Fragen, welche die Modalitäten der Per-
sonalüberleitung und die Beschäftigungsbedin-
gungen innerhalb der neuen ÖPP-Gesellschaft 
betrafen, konnten auf diese Weise einvernehm-
lich zwischen dem Land Bremen und den zustän-
digen Gewerkschaften geregelt werden. Diese 
Möglichkeit besteht für kommunale ÖPP-Gesell-
schaften außerhalb der Stadtstaaten Bremen, 
Hamburg und Berlin nicht.
4.3 Großveranstaltungen als ÖPP
Bei ÖPP als Instrument für die Planung und 
Durchführung international bedeutender Groß-
veranstaltungen stellt sich aufgrund der empiri-
schen Erfahrungen der letzten beiden Jahrzehnte 
und der in Kapitel 3 dargestellten Rahmenbedin-
gungen weniger die Frage nach dem „Ob“ als 
nach dem „Wie“. Angesichts des aktuell zu be-
obachtenden wachsenden Kapitalbedarfs und 
der zunehmenden Komplexität internationaler 
Sport-, Kultur- und Wirtschaftsveranstaltungen 
werden zukünftig nur noch wenige Gebietskör-
perschaften und insbesondere Kommunen in der 
Lage sein, derartige „Events“ aus eigener Kraft 
auszurichten. Hinsichtlich des „Wie“ zukünftiger 
öffentlich-privater Großveranstaltungen gehen 
Tabelle 5:
ÖPP-Gesellschaft ID Bremen
Quelle: Übersicht: ÖPP-Projekt ID Bremen (Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 2003.
Projektziel Ausgliederung des ursprünglich 





Projektlaufzeit 1995 bis 2010
Projektpartner
(mit % Beteiligung an der 
Projektgesellschaft)
Stadt Bremen (50,1 %)
DEBIS Systemhaus 





die Meinungen von Expertinnen und Experten 
sowie der Stakeholder derzeit jedoch weit ausein-
ander (Kennedy/Rosentraub 2000).
Diese Spannbreite kann auf der einen Seite 
mit „zunehmender Ökonomisierung“ und auf 
der anderen Seite mit „stärkerer Nachhaltigkeits-
orientierung“ zusammengefasst werden. In der 
Ökonomisierungs-Perspektive soll zukünftig der 
wirtschaftliche Anteil an internationalen Groß-
veranstaltungen, sprich Sponsoring, Branding, 
mediale Sekundärverwertung etc., weiter ausge-
baut werden. In der Nachhaltigkeits-Perspektive 
soll zukünftig bei der Planung international be-
deutsamer Großveranstaltungen stärker als bis-
her darauf geachtet werden, dass einerseits ein 
wirtschaftlicher Beitrag zum nachhaltigen Aus-
bau der jeweiligen lokalen Infrastruktur geleistet 
wird und andererseits unerwünschte ökologische 
und soziale Effekte dieser Events reduziert wer-
den. Ansätze dafür sind dialogischere Planungs-
verfahren (Einbeziehung betroffener Bürger und 
Anwohner) oder ökologisch orientierte Ansätze 
des Verkehrsmanagement für Großveranstaltun-
gen (Schreiner 2007).
Die Erfahrungen aus den in den nachfolgen-
den Tabellen 6 und 7 zusammengefassten exem-
plarischen Beispielen weisen darauf hin, dass 
ökonomisch, ökologisch und sozial nachhaltige 
öffentlich-private Großveranstaltungen unter be-
stimmten Bedingungen grundsätzlich möglich 
sind. Diese Bedingungen lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen:
– systematischer und frühzeitiger Einsatz dialo-
gischer Planungs- und Mediationsverfahren;
– stärkere Institutionalisierung projektbeglei-
tender Aufsichts- und Beiräte (der Kasseler 
 Documenta-Beirat), welche die Vielfalt der je-
weiligen Stakeholderinteressen widerspiegeln 
und über reale Einfl ussmöglichkeiten auf das 
Projektmanagement verfügen (Veto-Klauseln);
– intensivere und systematische Information der 
(potenziellen) Besucherinnen und Besucher 
sowie Projektbeschäftigten im Vorfeld der 
 Veranstaltungen mit dem Ziel, sie für etwaige 
positive und negative Effekte ihres Verhaltens 
zu sensibilisieren;
– Auf- und Ausbau spezifi scher Ausbildungs- und 
Weiterbildungsprogramme, die auf ein „nach-
haltiges öffentlich-privates Event-Manage-
ment“ zielen.
Während ökonomische, ökologische und soziale 
Nachhaltigkeitsziele bei internationalen öffent-
Tabelle 6:
ÖPP-Gesellschaft Expo 2000 GmbH Hannover
Quelle: Übersicht: ÖPP-Projekt Expo 2000 (Ertel et al. 2001).
Projektziel Planung, Durchführung der Weltausstellung 
Expo 2000 in Hannover
Projektträger Bundesregierung, Niedersächsische Landesregierung, 
Landeshauptstadt Hannover und Region Hannover
Projektvolumen ca. 4 Mrd. DM Projektvolumen
Projekttyp ÖPP-Gesellschaftsmodell, zeitlich befristet
Projektlaufzeit Bauzeit 1996 bis 2000
Projektpartner
(mit % Beteiligung an der Projekt-
gesellschaft Expo 2000 GmbH)
Bundesrepublik Deutschland (40 %)
Land Niedersachsen (30 %)
Stadt und Region Hannover (10 %)




lich-privaten Großveranstaltungen bisher nur in 
ersten Ansätzen relevant sind, spielt das Leitbild 
einer nachhaltigen Regionalentwicklung bereits 
heute eine wichtige Rolle als Basis für ÖPP im 
ländlichen Raum.
Kritisch angemerkt werden muss, dass die 
Besucherzahlen solcher Großveranstaltungen oft-
mals hinter den hohen Erwartungen zurückblei-
ben. Dies führt nachfolgend nicht selten zu wirt-
schaftlichen Engpässen bei den Projektgesell-
schaften. So blieben die Besucherzahlen mit etwa 
18,1 Millionen bei der Weltausstellung Expo 2000 
deutlich hinter der erwarteten Zahl von 40 Mil-
lionen zurück. Dies führte dazu, dass die Expo ein 
Defi zit von rund 1,1 Milliarden Euro hinterließ. 
Als problematisch kann sich bei solchen einma-
ligen Großveranstaltungen zudem die Suche 
nach wirtschaftlich und städtebaulich sinnvollen 
Nachnutzungskonzepten für die Veranstaltungs-
areale erweisen. So wird heute die eine Hälfte des 
Expo-Geländes weiterhin als Messegelände ge-
nutzt, während in der anderen Hälfte des Areals, 
das als Gewerbegebiet genutzt wird, viele der 
ehemaligen Ausstellungspavillons leer stehen 
(Ertel et al. 2001; o. A. 2010).
4.4 Nahversorgungs-ÖPP im ländlichen   
 Raum
Im Gegensatz zu den bisher diskutierten ÖPP- 
Typen, besonders was öffentlich-private Groß-
veranstaltungen und großvolumige vertragsba-
sierte Infrastruktur-ÖPP angeht, spielen betriebs-
wirtschaftliche Erwägungen bei spezifi schen ÖPP 
für strukturschwache ländliche Regionen eine 
untergeordnete Rolle (Gerstlberger 2004; Regio-
nalmanagement Oberösterreich 2010). Dies gilt 
besonders für die Gemeinden als öffentliche Part-
ner. „Nahversorgungs-ÖPP“, die hier exempla-
risch für ÖPP im ländlichen Raum diskutiert wer-
den, basieren vorrangig auf nachhaltigkeitsorien-
tierten und strukturpolitischen Überlegungen. 
Die erste Überlegung, die diesem Konzept zu-
grunde liegt, betrifft den angestrebten Erhalt so-
wie Ausbau lokaler und regionaler Wirtschafts-
kreisläufe. Diesbezüglich wird angenommen, dass 
Gemeinden durch bestimmte Vorleistungen (kos-
tenfreie oder -günstige Räume, Subvention der 
Gehälter von Servicekräften etc.) Investitionen 
bzw. Ausgaben von privaten Einzelhändlern, Ver-
einen und Verbrauchern stimulieren können, die 
Tabelle 7:
ÖPP-Gesellschaft documenta GmbH Kassel 
Quelle: Übersicht: ÖPP-Projekt „documenta“ in Kassel (documenta und Museum Fridericianum Veranstaltungs-GmbH 2010).
Projektziel Vorbereitung und Durchführung der im 
fünfjährigen Rhythmus stattfi ndenden 
Kunstausstellung „documenta“ in Kassel
Projektvolumen jeweils an das geplante Ausstellungskonzept 
angepasst 
Projekttyp ÖPP-Gesellschaftsmodell, zeitlich unbefristet
Projektpartner Stadt Kassel
Land Hessen
Kulturstiftung des Bundes 
(fi nanzielle Unterstützung)  






dann wiederum der lokalen Wirtschaft zugute- 
kommen. Auf diese Weise soll der häufi g zu be-
obachtenden „Entleerung“ ländlicher Räume, 
was lokale Infrastruktur angeht, entgegengewirkt 
werden. 
Die zweite wichtige Überlegung besteht da-
rin, dass aufgrund der räumlichen Bündelung 
 öffentlicher und privater Dienstleistungen die 
Nutzungskosten für dezentrale „One-Stop Shops“ 
in kleineren Gemeinden sowohl für die Gemein-
deverwaltung als auch für lokale Einzelhändler 
und Vereine gemeinsam tragbar sind. Darüber 
hinaus soll ein möglichst vielfältiges Angebot 
 öffentlicher und privater Dienstleistungen die 
 Attraktivität von One-Stop Shops aus Sicht der 
Verbraucher erhöhen. Die – als kostspieliger an-
genommene – Alternative zu One-Stop Shops be-
steht darin, dass öffentliche und private „Ver-
triebs-Infrastrukturen“ auch in dünn besiedelten 
ländlichen Räumen parallel betrieben werden 
müssen. Man könnte – hypothetisch – argumen-
tieren, dass der Aufbau einer öffentlich-privaten 
Nahversorgungs-Infrastruktur im ländlichen 
Raum dem aktuell zu beobachtenden Rückzug 
 öffentlicher und privater Dienstleister (z. B. Post, 
Banken und Sparkassen) aus der Flächenversor-
gung Vorschub leistet. Dieses Argument mag eine 
gewisse allgemeinpolitische Berechtigung haben. 
Entsprechende Entscheidungen werden jedoch 
großfl ächig und auf der Bundesebene beschlos-
sen, wobei Entwicklungsstrategien einzelner Re-
gionen oder gar Gemeinden im Regelfall nicht 
berücksichtigt werden. In der umgekehrten Pers-
pektive einzelner Regionen oder Gemeinden kön-
nen diese bundesweiten Entscheidungen großer 
öffentlicher oder privater Dienstleistungsanbieter 
im Regelfall nicht beeinfl usst werden. Aus ihrer 
Sicht ist daher die Entwicklung eigener regionaler 
oder lokaler Partnerschaftsstrategien, welche sie 
selbst gestalten können, oftmals plausibel.
Anders als in Österreich, Dänemark oder in 
der Schweiz (Thierstein 2008; Regionalmana-
gement Oberösterreich 2010) wurden Nahver-
sorgungs-ÖPP in Deutschland (insbesondere in 
Ba yern und Baden-Württemberg) bisher noch 
nicht systematisch hinsichtlich ihrer struktur-
politischen und regionalökonomischen Effekte 
untersucht. Die wenigen bisher dokumentierten 
Beispiele (Lenk 1997; Gerstlberger 2004: 210 f.) 
sprechen jedoch durchgehend dafür, dass öffent-
lich-private One-Stop Shops sowohl für den öf-
fentlichen als auch für den privaten Partner über-
wiegend zu einer „Win-Win-Situation“ führen.
Das in der nachfolgenden Tabelle 8 zusam-
mengefasste Beispiel „multifunktionaler Service-
läden“ (Lenk 1997) veranschaulicht die wichtigs-
Tabelle 8:
Multifunktionale Serviceläden
Quelle: Übersicht ÖPP-Projekt Multifunktionale Serviceläden (eigene Darstellung auf der Basis von Lenk 1997).
Projektziel Sicherstellung der (öffentlichen) 
Dienstleistungs versorgung im ländlichen Raum 






Geschäft im ländlichen Raum, das unter 
seinem Dach zusätzlich Postagentur integriert
Lokale Vereine




ten Erfolgsfaktoren öffentlich-privater One-Stop 
Shops in ländlichen Räumen:
– Ausreichend attraktives Angebot an öffentli-
chen und privaten Dienstleistungen, um auch 
für Nutzer aus Nachbargemeinden attraktiv zu 
sein;
– vielfältige, den konventionellen Ladenbetrieb 
unterstützende Online-Angebote auf der Basis 
einer modernen informations- und kommu-
nikationstechnischen Ausstattung (eigener 
Server, regelmäßige Schulung der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen);
– offensive sowie gemeinsame „Vermarktung“ 
und Unterstützung des Projektes durch Kom-
munalpolitik, Gemeindeverwaltung, lokale 
Vereine und die Arbeitsgemeinschaft der ört-
lichen Einzelhändler.
4.5 ÖPP im Ausland: Ein Blick über die   
 Grenzen
In deutschen Kommunen entfallen derzeit ca. 
fünf bis sieben Prozent der Sachinvestitionen auf 
vertragsbasierte Infrastruktur-ÖPP (vgl. Kapitel 
4.1). Damit liegt der deutsche ÖPP-Anteil im in-
ternationalen Vergleich – trotz erheblicher Zu-
wächse in den letzten Jahren – nach wie vor rela-
tiv gering. Der entsprechende Vergleichswert für 
Großbritannien betrug in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten durchschnittlich ca. 15 Prozent bis 
20 Prozent (IPPR 2001; Wegener 2002; Ball et al. 
2007). Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, 
dass in Großbritannien öffentlich-private Op tio-
nen bei allen größeren öffentlichen Sachin ves-
titionen von den Gebietskörperschaften zwangs-
läufi g geprüft werden müssen (IPPR 2001). Ver-
gleichbare Paragraphen hinsichtlich der Vorran-
gigkeit privater gegenüber öffentlicher Erbringung 
von Dienstleistungen sind in den deutschen Ge-
meindeordnungen eher weich formuliert (Weber 
et al. 2006; Gerstlberger et al. 2006).
Hinsichtlich der aktuellen Erfolgseinschät-
zung Öffentlich-Privater Partnerschaften bzw. 
von PPP in einer europäischen und globalen 
Perspektive ist hervorzuheben, dass derzeit auch 
in Großbritannien, den USA, Kanada, Australien, 
Neuseeland, den Niederlanden und in Schwel-
lenländern wie Brasilien oder der Türkei die Er-
gebnisse vieler Öffentlich-Privater Partnerschaf-
ten in fi nanzieller und qualitativer Hinsicht we-
sentlich kritischer gesehen werden als noch Ende 
der 1990er Jahre (z. B. Ball et al. 2007). Die Grün-
de dafür, warum ÖPP bzw. PPP auch im europä-
ischen und außereuropäischen Ausland in den 
letzten Jahren zunehmend in die Kritik geraten 
ist, lassen sich in knapper Form wie folgt zusam-
menfassen (Cabel 2010; Budd 2010):
– In den angelsächsischen Staaten und Schwel-
lenländern basieren PPP häufi g auf Investitio-
nen globaler Infrastruktur-Fonds, die stark von 
der internationalen Finanzmarktkrise der Jahre 
2008/09 betroffen waren.
– Private PPP-Partner verfügten besonders in den 
angelsächsischen Staaten häufi g über eine 
 starke und kurzfristig orientierte „Shareholder-
Orientierung“, welche ökonomisch, ökolo-
gisch und sozial nachhaltigen ÖPP-Zielen oft-
mals entgegensteht.
– Viele Staaten, in denen PPP eine nennenswerte 
Rolle als Instrument für den Auf- und Ausbau 
der öffentlichen Infrastruktur spielt, setzen 
eher auf komplexe und urbane öffentlich-pri-
vate Großprojekte, die mit hohen fi nanziellen 
und politischen Risiken behaftet sind, als auf 
kleinräumliche PPP für den ländlichen Raum.
– Bestimmte globale Wirtschaftstrends der ver-
gangenen Jahre, wie stark steigende Energie- 
und Rohstoffkosten oder starke Wechselkurs-
schwankungen bei globalen Leitwährungen 
(Dollar, Euro, chinesischer Yuan) führen häu-






Die in Kapitel 5 zusammengefassten Argumente 
wurden bei zwei Expertengesprächen im Jahr 2010 
präsentiert und diskutiert (vgl. Anhang). Die be-
teiligten Expertinnen und Experten kamen aus 
den Bereichen Verwaltungsleitung, Fachämter, 
Nutzer, Personalvertretung, Bundes- und Kommu-
nalpolitik, Bürgerinitiativen, kommunale Spit-
zenverbände, Gewerkschaften, regionale KMU, 
Finanzdienstleister, Berater und Wissenschaft. 
Die Schlussfolgerungen und politischen Impli-
kationen der Expertise, die durch die beiden Ex-
pertengespräche im Wesentlichen bestätigt und 
im Anschluss daran noch leicht modifi ziert wur-
den, sind in diesem Kapitel zusammengefasst.
5.1 Vertragscontrolling und Berücksich -
 tigung von Transaktionskosten 
Bei bisher in der Bundesrepublik umgesetzten 
und geplanten ÖPP-Projekten haben die Transak-
tionskosten zu wenig Berücksichtigung gefunden. 
Dies kann dazu führen, dass ÖPP gegenüber kon-
ventionellen Projektumsetzungen zu positiv be-
wertet werden. Darüber hinaus wird häufi g erst in 
einem fortgeschrittenen Projektstadium deutlich, 
dass durch die nicht unwesentlichen Anbah-
nungskosten, die im Verhandlungsprozess zwi-
schen dem öffentlichen und dem privaten Part-
ner sowie den beteiligten Beratern entstehen, das 
gesamte ÖPP-Kostengefüge neu bewertet werden 
muss. Zusätzlich besteht die Gefahr, dass ange-
sichts vielfach in Kommunen bzw. Gebietskör-
perschaften insgesamt noch fehlender betriebs-
wirtschaftlicher Steuerungsinstrumente die Kal-
kulationen von ÖPP-Projekten bis zum „Point of 
no Return“, also jenem Zeitpunkt, von dem an es 
keinen realistischen Ausstieg aus einem Projekt 
mehr gibt, „schöngerechnet“ werden. Daraus er-
gibt sich, dass für ÖPP ein systematisches Leis-
tungs- und Vertragscontrolling notwendig ist. 
Generell ist es sinnvoll, bei zukünftigen ÖPP- 
Vorhaben im Vorfeld zu prüfen, ob die Projekt-
fi nanzierung und die Projektentwicklung stärker 
entkoppelt werden können. Die bei bisherigen 
ÖPP-Projekten häufi g vorhandene Kopplung von 
Projektfi nanzierung und -entwicklung verhin-
dert derzeit oft, dass der private Partner konti-
nuierlich nach Möglichkeiten der Kostenopti-
mierung sucht.
5.2 Verbesserte öffentliche Transparenz   
 bei ÖPP 
Es fehlt bisher bei der Planung und Umsetzung 
von ÖPP-Projekten durchgehend an Transparenz. 
Dies gilt sowohl gegenüber der Öffentlichkeit 
und den jeweiligen politischen Selbstverwal-
tungsgremien als auch gegenüber den zuständi-
gen Personalvertretungen und Gewerkschaften. 
Eine Verpfl ichtung zur Erstellung öffentlicher Be-
richte in regelmäßigen Abständen würde dieser 
Problematik entgegenwirken. Auch eine stärkere 
Einbindung der speziellen Fragestellungen, die 
sich aus öffentlich-privaten Kooperationen erge-
ben, in das öffentliche Rechnungswesen würde 
dieser Zielsetzung dienen. Wichtige Beispiele sind 
hier Anforderungen an Vor- Machbarkeitsstu dien 
sowie an Wirtschaftlichkeitsvergleiche zwischen 
konventionell öffentlicher und öffentlich-pri-
vater Projektrealisierung. Hinsichtlich des letz-
teren Beispiels ist vor allem auf die Realitätsnähe 
von Annahmen bezüglich langfristiger Zins- und 
Risikoentwicklung hinzuweisen. Darüber hinaus 
bieten die derzeit in einigen Bundesländern 
 diskutierten bzw. bereits beschlossenen „Infor-
ma tionsgesetze“, die auf eine bessere Informa -
5. Implikationen und Schlussfolgerungen für zukünftige politische 




tion der Bürgerinnen und Bürger über öffentliche 
Entscheidungen und Projekte abzielen, auch 
 einen Ansatzpunkt für eine verbesserte öffentli-
che Transparenz bei ÖPP.
5.3 Unzureichende wissenschaftliche 
 Analyse
Das Thema ÖPP ist bisher nur unzureichend wis-
senschaftlich begleitet worden. Die Ermittlung 
belastbarer Daten aus bisherigen ÖPP-Pilotpro-
jekten sollte intensiviert werden, um die tatsäch-
liche langfristige Entwicklung von ÖPP besser als 
bisher abschätzen zu können. Um eine aussage-
kräftige Analyse der Stärken und Schwächen von 
Öffentlich-Privaten Partnerschaften zu ermögli-
chen, bedarf es einer systematischen Evaluierung, 
die auch langfristige öffentlich-private Wirkungs-
vergleiche beinhaltet. Mit den derzeit zur Verfü-
gung stehenden wissenschaftlichen Ressourcen 
ist dies allerdings nicht zu gewährleisten. 
5.4 Notwendige Professionalisierung 
 der öffentlichen Entscheider
Die kommunalen bzw. öffentlichen Entschei-
dungsträgerinnen und -träger sind gegenüber 
 privaten Partnern und deren Beraterinnen und 
Beratern bei der Anbahnung von ÖPP-Projekten 
häufi g im Nachteil, da sie oftmals nur ungleich 
weniger fachliches Know-how für die Aushand-
lung juristisch und betriebswirtschaftlich kom-
plexer Fragestellungen mobilisieren können. 
 Diese Problematik betrifft insbesondere kleinere 
Kommunen, die meist nicht über die in entspre-
chenden Fachabteilungen gebundenen Fachkom-
petenzen verfügen, die im Rahmen der Aushand-
lung eines komplexen ÖPP-Vertragswerkes benö-
tigt werden (vgl. dazu Kapitel 3.4). Erschwert wird 
dieses Problem zusätzlich dadurch, dass auch in 
größeren Städten in den letzten Jahren die nö-
tigen Fachstellen zunehmend ausgedünnt wur-
den und gleichzeitig erfahrene Mitarbeiter in den 
Ruhestand gewechselt sind. Diese Ausgangslage 
ist insbesondere auch aufgrund der langen Ver-
tragslaufzeiten von ÖPP-Projekten problematisch, 
die den Gebietskörperschaften wenig Korrektur-
spielraum im weiteren Projektverlauf lässt.
Eine ähnliche Entwicklung wie bei den Fach-
ämtern (z. B. Bauämter, Kämmereien/Finanzver-
waltungen), die aktiv an ÖPP beteiligt sind, ist in 
den letzten Jahren auch bei den für ÖPP zustän-
digen Stellen der öffentlichen Kommunal- und 
Rechtsaufsicht zu beobachten. Den Rechnungs-
höfen in Bund und Ländern, den Abteilungen für 
Kommunalaufsicht der Landkreise und der Regie-
rungspräsidien, den Innenministerien der Länder 
sowie den kommunalen Rechnungsprüfungs-
ämtern stehen derzeit häufi g nicht die notwen-
digen Ressourcen und Kompetenzen zur Ver-
fügung, um komplexe ÖPP-Projekte fl ächende-
ckend, regelmäßig und in der notwendigen Tiefe 
prüfen zu können. Dies gilt umso mehr für eine 
präventive, frühzeitige Einbeziehung von Auf-
sichtsbehörden in ÖPP-Projekte, z. B. im Rahmen 
von vorbereitenden Projektgruppen oder beglei-
tenden Projektbeiräten. Obwohl dies – auch aus 
Sicht vieler Aufsichtsbehörden selbst – im Sinne 
eines „Training on the Job“ wünschenswert wäre, 
fehlen dafür häufi g Zeit und Personalressourcen.
5.5 Grundsätzliche Ablehnung von 
 Gewerkschaften und Personalräten 
 gegenüber ÖPP 
Von Seiten der Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di und vielen Personalräten wird aktuell eine 
klar ablehnende Position gegenüber ÖPP, insbe-
sondere vertragsbasierte Infrastruktur-Projek t-
ÖPP (und in vielen Bereichen – z.B. Ver- und 
Entsorgung – auch institutionelle ÖPP), zum 
 Ausdruck gebracht (ver.di 2007). Es wird hierbei 
darauf verwiesen, dass es bisher keine belastbaren 
Nachweise dafür gibt, dass öffentliche Projekte 
oder Dienstleistungen unter Einbeziehung pri-
vatwirtschaftlicher Partner besser abgewickelt 
werden können als im Fall konventioneller öf-
fentlicher Abwicklung. Es werden sogar gegen-
teilige Erfahrungen und Beobachtungen berich-
tet. Bei denjenigen Verfahren, bei denen Perso-
nalvertretungen beteiligt wurden und Einblicke 
in die Unterlagen erhielten, beobachten die be-





dass die Verfahren „politisch motiviert“ in der 
Phase der Machbarkeitsstudie zugunsten der ÖPP-
Variante entwickelt wurden.
In der Landeshauptstadt Hannover hat man 
sich daher beispielsweise entschieden, Öffent-
lich-Private Partnerschaften eng zu begrenzen 
und stattdessen gemeinsam mit den Beschäftig-
ten die interne Optimierung der Prozessabläufe 
voranzutreiben. Dieser Entschluss, sich auf die 
interne Optimierung von Prozessabläufen zu 
konzentrieren, hängt auch mit Untersuchungen 
des städtischen Rechnungsprüfungsamtes zusam-
men. Beispielsweise zeigt der Schlussbericht des 
städtischen Rechnungsprüfungsamtes für das 
Jahr 2009, dass ein als ÖPP-Modell realisierter 
Neubau einer Grundschule zu deutlich höheren 
Kosten, als die alternativ angenommene kon-
ventionelle Variante, umgesetzt wurde. Die für 
den Wirtschaftlichkeitsvergleich ausschlagge-
bende Kennzahl des Public Sector Comparator 
(PSC) lag nach Beendigung der öffentlich-priva-
ten Bauphase in diesem Fall um ca. 32 Prozent 
über dem ursprünglich angenommenen Euro-
Wert. Ein Wirtschaftlichkeitsvorteil des ÖPP-Mo-
dells gegenüber einer konventionellen Eigen-
bauvariante war demnach keinesfalls gegeben 
(Landeshauptstadt Hannover 2010: 96 f.).
Besonders hervorzuheben ist im Zusammen-
hang mit diesem ÖPP-Projekt, dass der Personal-
rat bereits weit vor Vertragsschluss auf die Un-
wirtschaftlichkeit der ÖPP-Variante und die un-
realistischen Annahmen im Rahmen des Wirt-
schaftlichkeitsvergleiches hingewiesen hatte und 
dies weder die Entscheidung der Verwaltung noch 
der Kommunalaufsicht für die ÖPP-Variante be-
einfl usst hat. Ähnlich stellen sich die Erfahrun-
gen des Personalrates der Landeshauptstadt Han-
nover bei den übrigen ÖPP-Projekten in deren 
Bereich dar. Der jeweils durch die hinzugezo-
gene Unternehmensberatungsfi rma erstellte Wirt-
schaftlichkeitsvergleich wies einen Wirtschaft-
lichkeitsvorteil für eine ÖPP-Variante aus, der 
 einer näheren Betrachtung durch die Personal-
vertretung nicht Stand hielt. Insbesondere in den 
Bereichen Risikoverteilung, Finanzierung und 
Kostenstandards der Eigenfertigungsvariante 
(PSC – Public Sector Comparator) wurde nach Be-
obachtung der zuständigen Personalvertretung 
mit unzutreffenden Werten kalkuliert. Genau aus 
den Analysen in diesen Bereichen wurde jedoch 
ein – scheinbarer – Wirtschaftlichkeitsvorteil für 
eine ÖPP-Umsetzung hergeleitet.
Aus Sicht der Personalvertretung hat die 
 Landeshauptstadt Hannover nicht nur im Hoch-
baubereich schlechte Erfahrungen mit ÖPP ge-
macht. Beispielsweise im Rahmen des ÖPP-Ob-
jektes „Misburger Bad“ ist der private Partner be-
reits wenige Monate nach Vertragsschluss aus 
dem „Festpreis“ ausgestiegen und hat gegenüber 
der Stadt erhebliche fi nanzielle Nachforderungen 
erhoben sowie für den Fall der Nichterfüllung 
dieser Forderungen mit der Insolvenz gedroht. 
Dies hat zu einem Presse-Echo geführt, in dem 
sogar von „Erpressung“ die Rede war. Auch aus 
den Bereichen der Sportvereine und der Ein-
wohnerinnen und Einwohner wurde deutliche 
Kritik an reduzierten Nutzungszeiten und erhöh-
ten Eintrittspreisen laut (o. A. 2009; Haase/Men-
kens 2009).
Nach Ansicht von Gewerkschaften und Per-
sonalvertretungen stellt ÖPP keine Alternative zu 
einer Privatisierung dar, da es sich – in der Pers-
pektive dieser wichtigen Stakeholdergruppen – 
bei ÖPP lediglich um eine Form von Privatisie-
rung handelt. Diese Auffassung wird beispiels-
weise durch die aktuelle Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtes Hannover gestützt (Urteil vom 
9.3.2010, Az. 17 A 2486/09). Bei ÖPP handelt es 
sich aus dieser Warte um einen Baustein zur Ent-
staatlichung, dessen Umsetzung im Wesent lichen 
politisch motiviert ist.
5.6 Zusammenfassung grundsätzlicher 
 Kritikpunkte an der ÖPP-Praxis in 
 deutschen Gebietskörperschaften
Die wichtigsten, grundsätzlichen Kritikpunkte an 
der bisherigen und aktuellen Praxis der ÖPP- 
Planung und -Umsetzung in deutschen Gebiets-
körperschaften lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:
– Gefahr verdeckter öffentlicher Verschuldung, 
auf die in den vergangenen Jahren vor allem 





– unzureichende Transparenz, öffentliche Prü-
fung und wissenschaftliche Evaluierung der in 
ÖPP-Projekten etablierten Finanzierungsströ-
me für Bürgerinnen und Bürger sowie weite 
Teile der zuständigen kommunalen Selbstver-
waltungskörperschaften und betroffenen Be-
schäftigten bzw. deren Personalvertretungen 
und Gewerkschaften;
– trotz erster diesbezüglicher Versuche nach wie 
vor unzureichende Einbindung der – mittelbar 
oder unmittelbar – beteiligten und betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger bzw. Nutzerinnen und 
Nutzer sowie Personalvertretungen und Ge-
werkschaften. Die Einbindung der zuständigen 
Personalvertretungen erfolgt bisher lediglich 
innerhalb des gesetzlich vorgeschriebenen 
Rahmens, jedoch bei vielen wichtigen Fragen 
„nicht pro-aktiv“;
– Vernachlässigung und unzureichende Reprä-
sentation vieler Beschäftigtengruppen (z. B. 
Schulsekretärinnen, Reinigungspersonal, Haus-
meister, Aufsichtspersonal/Bademeister) bei 
der Planung und Umsetzung von ÖPP-Pro-
jekten;
– strukturelle Mängel bisher gebräuchlicher und 
entwickelter Instrumente für die Durchfüh-
rung öffentlich-privater Wirtschaftlichkeitsver-
gleiche/-berechnungen (z. B. langfristige Zins-
berechnungen, langfristige Risiko-Ermittlung 
und -bewertung, Kalkulation indirekter Kos-
ten, fehlende Zeitwert-Summen als Ergänzung 
zur Barwertmethode, Berücksichtigung von 
Transaktions- und Beratungskosten im Vorfeld 
und während der Realisierung von ÖPP; vgl. 
dazu auch den Beitrag bzw. die Thesen von 
Mühlenkamp (2010) während des ersten ÖPP-
Expertengesprächs, dessen Ergebnisse in dieser 
Expertise berücksichtigt sind);
– komplexe und aufwändige Vergabeverfah -
ren (Verhandlungsverfahren, „wettbewerbli-
cher Dialog“), welche ohne die Einschaltung 
externer Beratungsunternehmen von den 
meisten Gebietskörperschaften nicht realisiert 
werden können und daher zu erheblichen Vor-
laufzeiten und -kosten (Transaktionskosten) 
für ÖPP-Projekte führen;
– vielfach ökonomische Fehlanreize für (poten-
zielle) private ÖPP-Partner aufgrund folgender 
konzeptioneller Probleme der gegenwärtig in 
Deutschland dominierenden ÖPP-Ansätze:
– Öffentliche Finanzierung (häufi g in Zusam-
menhang mit Forfaitierung mit Einredever-
zicht), die aus privater Perspektive keine An-
reize dafür bietet, ÖPP-Projekte sowohl 
möglichst effektiv (im Sinne der Zielerrei-
chung) als auch möglichst wirtschaftlich 
und sparsam anzubieten, zu planen und 
durchzuführen;
– vielfältige Möglichkeiten für Nachverhand-
lungen sowie Risikozuschläge und damit – 
von öffentlicher Seite – nicht geplante Kos-
tensteigerungen, nachdem der grundsätzli-
che politische Beschluss für die Durchfüh-
rung eines Projektes einmal gefasst ist;
– gängige Vertragsklauseln, die „Preisgleit-
klauseln“ zu Ungunsten des öffentlichen 
Partners festschreiben, woduch die öffentli-
che Hand bestimmte Risiken (z.B. drastisch 
steigende Energiekosten alleine tragen 
muss);
– unzureichende betriebswirtschaftliche Kon-
trolle und politische Steuerung vieler ÖPP-Pro-
jekte nach positiver Beschlussfassung und 
 Projektbeginn aus der Perspektive der öffent-
lichen Hand:
– Ein Ansatz für die Reduzierung dieses Kon-
troll- und Steuerungsdefi zites wäre z. B. der 
Abgleich zwischen Vorstudie bzw. vorläufi -
ger Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (VWU), 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (WU) nach 
fünf Jahren;
– nach einer Teilprivatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen durch ÖPP-Projekte ver-
sucht der private Partner häufi g, durch eine 
deutliche Erhöhung von Nutzungsentgelten 
(z. B. steigende Eintrittspreise) und/oder Re-
duzierung der Nutzungsqualität (z. B. verrin-
gerte Öffnungszeiten) die Profi tabilität sei-





Diese Expertise zeigt, dass aktuell eine sachliche 
und zugleich sehr kritische ÖPP-Diskussion in 
Bund, Ländern und Kommunen dringend gebo-
ten ist. Dies setzt voraus, dass Diskussions-Foren 
geschaffen werden, die für alle beteiligten und 
betroffenen Stakeholder zugänglich sind. So ge-
nannte öffentlich-private „ÖPP-Kompetenzzen-
tren“ wie die „Partnerschaften Deutschland AG“ 
(mit Banken und Bankenverbänden, Bauwirt-
schaft, Logistikunternehmen und privaten Bera-
tungsunternehmen einerseits sowie Bund, Län-
dern und Kommunen andererseits als Gesell-
schaftern) erfüllen diese Anforderung nicht. In 
den Entscheidungsgremien der Partnerschaften 
Deutschland GmbH – als ein Beispiel von vielen 
so genannten ÖPP-Kompetenzzentren in Bund 
und Ländern – sind weder Gewerkschaften und 
öffentliche Personalvertretungen noch Bürger-
initiativen, wie z. B. Umwelt- oder Verbraucher-
verbände, vertreten. Eine stärkere Öffnung der 
existierenden ÖPP-Kompetenzzentren in den 
Ländern und im Bund gegenüber den Stake-
holdergruppen Gewerkschaften und öffentlichen 
Personalvertretungen sowie Umwelt- und Ver-
braucherverbänden könnte ein erster Schritt sein, 
um eine Versachlichung, Verbreiterung sowie kri-
tische Refl exion der politischen Diskussion über 
Öffentlich-Private Partnerschaften in der Bun-
desrepublik einzuleiten. 
Aus der Expertise ergeben sich folgende zen-
trale Schlussfolgerungen, die kurzfristig bei poli-
tischen Initiativen des Bundes und der Länder 
Berücksichtigung fi nden sollten:
– Bundesweite verwaltungsrechtliche Umsetzung 
und praktische Anwendung der Empfehlungen, 
die der Landesrechnungshof in Baden-Würt-
temberg für die Prüfung und Durchführung von 
ÖPP-Projekten formuliert hat (vgl. S. 19/20);
– explizite Aufnahme von ÖPP in bereits existie-
rende „Informationsgesetze“ auf Länderebene 
und Schaffung vergleichbarer Gesetze für die 
Regelung öffentlicher Informationspfl ichten 
und von Informationsrechten der Bürgerinnen 
und Bürger bei öffentlichen Projekten in allen 
Bundesländern;
– Etablierung spezifi scher Programme und Ver-
fahren für die langfristige und systematische 
wissenschaftlich-neutrale Evaluierung von 
ÖPP, wobei auch zu prüfen ist, ob und wie die 
Privatwirtschaft kostenseitig daran beteiligt 
werden kann;
– kurzfristige Aufstockung der Personalressour-
cen und der Weiterbildungsbudgets der Rech-
nungshöfe in Bund und Ländern sowie der 
Kommunalaufsichts-Behörden (Landkreise, Re-
gierungspräsidien, Innenministerien der Bun-
desländer) für ÖPP-spezifi sche Prüfungen;
– Stärkung der formalen Mitbestimmung der Be-
schäftigten und ihrer Interessenvertretungen 
sowie der zuständigen Gewerkschaften an den 
politischen und administrativen Entschei-
dungsprozessen über ÖPP durch geeignete 
 verwaltungsrechtliche und politische Instru-
mente;
– kurzfristige Entwicklung und Erprobung (z. B. 
in Modellprojekten) verbindlicher Verfahren, 
auf deren Basis Personalräte öffentlicher Ge-
bietskörperschaften – jenseits des bereits ge-
setzlich geregelten Rahmens – angemessen an 
der Prüfung von ÖPP-Initiativen sowie an der 
Vorbereitung, Planung und Kontrolle von ÖPP-
Projekten beteiligt werden können, ohne dass 
dadurch die Wahrnehmung ihrer originären 
Aufgaben beeinträchtigt wird;
– die letztgenannten beiden Punkte gelten in 
analoger Form auch für zivilgesellschaftliche 
Umwelt- und Verbraucherverbände.
6. Zusammenfassung und Ausblick: Empfehlungen für den 




Bei zukünftigen politischen Diskussionen über 
„alternative“ Finanzierungsinstrumente und 
Partnerschaftskonzepte wie z. B. ÖPP ist zudem zu 
beachten, dass diese angesichts der strukturellen 
wirtschaftlichen und fi nanziellen Probleme vieler 
öffentlicher Gebietskörperschaften in Deutsch-
land – wenn überhaupt – nur von sehr begrenzter 
und kurzfristiger Reichweite sein können. Die 
strukturellen Haushaltsprobleme des öffentlichen 
Sektors können in der Bundesrepublik mittel- 
und langfristig nur durch tiefgreifende politische 
Reformen gemindert oder gar gelöst werden. Die 
Vereinfachung und Neuordnung des gesamten 
Steuerwesens sowie des öffentlichen/kommuna-
len Finanzausgleichs und eine konsequent zwi-
schen Bund, Ländern sowie Kommunen abge-
stimmte aktive Beschäftigungspolitik sind wich-
tige Themen für eine notwendige tiefgreifende 
Finanzreform in der Bundesrepublik. In Zusam-
menhang mit den strukturellen sowie schwerwie-
genden Haushalts- und Finanzproblemen vieler 
deutscher Gebietskörperschaften enthält diese 
Expertise zahlreiche Indizien dafür, dass mit Hilfe 
von ÖPP die Haushalts- und Finanzprobleme vie-
ler Gebietskörperschaften zwar kurzfristig „um-
gangen“, jedoch mittel- und langfristig nicht ge-
mindert werden können. Im Gegenteil: Durch 
langfristige vertragliche Bindungen und fi nan-
zielle Folgekosten im Rahmen von ÖPP-Projekten 
werden aktuelle öffentliche Haushalts- und Fi-
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a) Themenschwerpunkte der Expertengespräche
 ÖPP und die öffentliche Schuldenfalle: Ein Ausweg aus der Krise?
 Expertengespräch I
 Veränderte Rahmenbedingungen für ÖPP vor dem Hintergrund der globalen Finanzmarktkrise
 Donnerstag, 1. Juli 2010
 Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin
 Expertengespräch II
 Praktiker aus Verwaltung, Politik, Gewerkschaften und Unternehmen berichten







b) Projektbeispiele, die im Rahmen des 2. Expertengesprächs vorgestellt wurden
 -
Beispiel 1:
ÖPP bei kommunalen Schulprojekten – Projekt Schulsanierung Landkreis Kassel
Projektziel Sanierung von 20 Schulen aufgeteilt in drei „Pakete“
Projektträger Landkreis Kassel (Nordhessen)
Projektvolumen Gedeckelte Gesamtinvestitionskosten: 200 Mio. €
Projekttyp BO- Modell
Projektlaufzeit Abwicklungszeitraum: (Bau) 2006 - 2011;  
nach 5-jähriger Finanzierungsphase wieder 
Übergabe der Gebäudeinfrastruktur an den LK Kassel
Projektpartner Landkreis Kassel, 
GHT / OFB Gruppe (Tochter Landesbank Hessen-Thüringen)
Organisations-Modell Projektgesellschaft als „Bauamt auf Zeit“, angesiedelt bei 




Haupt- & Bauamt, Kämmerei, Kreistag (Grundsatzbe-
schluss), Schulleiter, Personalvertretung, Elternvertretung, 
Lehrer, Schulverwaltung, Übernahme von 6 Mitarbeitern 
des Landkreises durch die GHT während der Projektphase
Wichtige bisherige 
Erfahrungen 
• Schnellere Realisierung als bei bisherigen öffentlichen 
Schulsanierungen im Landkreis Kassel;
• langfristige Kostenbewertung steht noch aus;
• systematische Einbindung der Schulleiter & Eltern- 
vertretungen fördert Akzeptanz der neuen Nutzungs-
konzepte bei Lehrern & Schülern;
• nur geringfügige & formale Einbindung des Personal-
rates führt zu Kritik von Hausmeistern, Schulsekre-
tärinnen & Reinigungspersonal an einzelnen baulichen 
Aspekten (z. B. Farbgestaltung & Reinigungsfreund-
lichkeit);
• die Sanierung der Schulen wäre unter normalen 
Haushaltsbedingungen nicht fi nanzierbar gewesen.
Regionalwirtschaftliche 
Aspekte
• Bisher wurden über 80 % der Aufträge aus dem Projekt 
an Bauunternehmen in der Region Nordhessen vergeben. 
Dies führte zu einer spürbaren kurzfristigen Belebung 





ÖPP bei kommunalen Freizeit- und Gesundheitsprojekten – Projekt Vital Resort Winterberg
Projektziel Ausbau der touristischen Infrastruktur der Stadt 
Winterberg durch den Bau eines neuen Hallen- und 
Freibades sowie einer multifunktionalen Kultur- 
und Kongresshalle
Projektträger s.a.b. Gmbh & Co. KG im Rahmen einer speziellen 
ÖPP-Variante („Privat Kommunales Synergie Projekt“)
Projektvolumen 30 Mio. €
Projekttyp Entwicklungs-, Finanzierungs- und Betreibermodell unter 
Mitbenutzungsaspekt durch die Stadt Winterberg
Projektlaufzeit Planungszeitraum seit 2004  
Baubeginn 04/2010
Geplante Eröffnung 03/2012 
Projektpartner Stadt Winterberg, 
s.a.b. GmbH & Co. KG
Weitere wesentlich 
beteiligte Akteure
Optisport, niederländischer Marktführer beim Betreiben 




• Die Kommune trägt überwiegend das Nachfrage- bzw. 
Ausfallrisiko, wenn die in der Machbarkeitsstudie 
geschätzten steigenden Touristen- und Nutzerzahlen 
sich nicht (vollständig) realisieren.










Ein in Zusammenhang mit Beispiel 2 angesprochenes Bäder-Projekt – Projekt Misburger Bad
Projektziel Sanierung und Erweiterung des Misburger Bades, 
anschließend Betrieb des Bades über einen Zeitraum 
von 30 Jahren
Projektträger Landeshauptstadt Hannover
Projektvolumen ca. 11,3 Mio. €
Projekttyp Inhabermodell
Projektlaufzeit Planung und Bau: 4. Quartal 2003 bis 1. Quartal 2008
Eröffnung am 1.2.2008
Betrieb des Bades für 30 Jahre 
Projektpartner Landeshauptstadt Hannover, 
s.a.b. Gesundheits- und Badepark Hannover GmbH & Co. KG
Weitere wesentlich 
beteiligte Akteure
Optisport (Betreiber seit Januar 2009) 
Kritikpunkte • Der Betriebskostenzuschuss seitens der Stadt musste 
erhöht werden.
• Die Trainingsbedingungen für die Schwimmvereine haben 
sich verschlechtert.
c) Differenziertes Kriterienraster für die Bewertung von ÖPP-Projektideen im Vorfeld 
 konkreter Planungen
A Strategische und ökonomische Kriterien bei der Verfolgung des Projektziels
1 Lassen sich die Ziele, welche die öffentliche Gebietskörperschaft mit der (neuen) Partnerschaft  
 verfolgt …
 I. … klar und in sich widerspruchsfrei formulieren?
 II. … durch quantitative und/oder qualitative Kennzahlen operationalisieren?
2 Stehen die Ziele, welche die öffentliche Gebietskörperschaft mit der (neuen) Partnerschaft verfolgt, in  
 Widerspruch zu Zielen anderer (geplanter) Projekte bzw. Partnerschaften der Gebietskörperschaft?
3 Welche langfristigen fi nanziellen Verpfl ichtungen geht die öffentliche Gebietskörperschaft 
 (möglicherweise) ein?
 I. Geplante und feststehende Verpfl ichtungen
 II. Mögliche, ungeplante zusätzliche Verpfl ichtungen
4 Welche kurz-, mittel- und langfristigen Risiken können sich für den öffentlichen und privaten Partner  
 ergeben?
 I. Sind diese Risiken quantifi zierbar?
 II. Wenn diese Risiken nicht quantifi zierbar sind, wie gut lassen sie sich qualitativ 
  beschreiben?
 III. Wie sollen diese Risiken verteilt werden?




B Auswirkung der Kooperation auf Dritte 
 (soziale, ökologische und beschäftigungspolitische Aspekte)
5 Inwieweit sind Dritte (Bürger, Nutzer, Anwohner, andere Gebietskörperschaften, Unternehmen,  
 natürliche Umwelt) von der geplanten Zusammenarbeit betroffen?
 I. Mögliche Veränderungen bei angebotenen Dienstleistungen?
  1. Zuverlässigkeit des Angebots
  2. Preis
  3. Qualität
  4. Zugänglichkeit
 II. Mögliche externalisierte Effekte?
  1. Ökologische Umweltbelastungen?
  2. Negative soziale Effekte?
  3. Regionalökonomische Effekte?
   a) Einbindung regionaler kleiner und mittelständischer Unternehmen
   b) Auswirkungen auf lokale und regionale Konsumenten
  4. Volkswirtschaftliche Effekte?
6 Welche kurz-, mittel- und langfristigen Auswirkungen kann die geplante Partnerschaft 
 auf die Beschäftigungssituation in der öffentlichen Gebietskörperschaft haben?
 I. Eher Abbau oder eher Sicherung von Arbeitsplätzen?
 II. Sonstige mögliche Auswirkungen
  1. Entgelt- und Arbeitszeitgestaltung
  2. Arbeitsdichte
  3. Qualifi zierungs-, Weiterbildungs- und Karrierechancen
  4. Vereinbarkeit von Familie und Beruf
  5. Personalentwicklung
  6. Arbeitszufriedenheit
  7. Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Beschäftigten und Abteilungen





C Bürgereinbindung, Kontrolle, Evaluation & Transparenz 
  7 Inwieweit und in welchen Phasen können Bürgerinnen und Bürger, Verbraucher bzw. Nutzer und 
öffentlich Beschäftigte – auch über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus – bei der Planung 
und Durchführung der strategischen Partnerschaft beteiligt werden?
  8 Wie und durch wen soll die geplante strategische Partnerschaft (1) kontrolliert und (2) „neutral“ 
evaluiert werden?
 I. Einbeziehung der Rechts- bzw. Kommunalaufsicht über das gesetzlich 
  vorgeschriebene Maß hinaus?
 II. Etablierung einer Vorbereitungs-Projektgruppe, in der alle beteiligten und/oder 
  betroffenen Stakeholder angemessen vertreten sind?
 III. Etablierung eines – gesetzlich nicht vorgeschriebenen – Beirats, in dem alle 
  beteiligten und/oder betroffenen Stakeholder angemessen vertreten sind und der die 
  geplante Partnerschaft real beeinfl ussen kann?
  1. Vertreterinnen bzw. Vertreter der Beschäftigten
  2. Gewerkschaften
  3. Expertinnen bzw. Experten aus Verbänden, Wissenschaft und anderen 
    Gebietskörperschaften
  9 Etablierung einer neutralen wissenschaftlichen Begleitforschung?
10 In welcher Form, wann und durch wen sollen wesentliche Planungen, Regelungen und 
 (Zwischen-)Ergebnisse der geplanten Partnerschaft transparent gemacht werden?
 I. Veröffentlichung geplanter Verträge?
 II. Öffentliche Anhörungen vor wesentlichen Entscheidungen?
 III. Begleitende Bürger-, Nutzer- und/oder Beschäftigtenbefragungen?
 IV. Darstellung in einem öffentlich zugänglichen und kostenfreien Beteiligungsbericht?
 V. Erfahrungsaustausch mit anderen interessierten öffentlichen Gebietskörperschaften?
 VI. Informationspolitik gegenüber Fach- und Massenmedien?
11 In welcher Form und durch wen werden mögliche öffentlich-öffentliche und öffentlich-gesellschaft liche  
 Alternativen zu einer öffentlich-privaten Partnerschaft geprüft und ggf. umgesetzt?
 I.  Verwaltungsübergreifende Zusammenarbeit?
  a. Informelle interkommunale Zusammenarbeit (Arbeitsgemeinschaften)
  b. Öffentlich-rechtliche Verträge
 II. Zweckverbände
 III. (Regionale) Eigengesellschaften mit unterschiedlichen öffentlichen 
  und privaten Partnern?
 IV. Zusammenarbeit im Bereich des „dritten Sektors“
  1. Eingetragene bzw. gemeinnützige Vereine
  2. Genossenschaften
  3. (Regionale) Eigengesellschaften mit unterschiedlichen öffentlichen und 
   gesellschaftlichen Partnern?
 V. Intensivierung der verwaltungsinternen Zusammenarbeit
  1. Ämter- bzw. bereichsübergreifende Zusammenarbeit
  2. Kooperation zwischen öffentlichen Eigengesellschaften (Sparkassen, Stadtwerke) 
    und/oder Eigenbetrieben (Abwasserentsorgung und Abfallwirtschaft) im Rahmen 
    spezifi scher strategischer Projekte (Aufbau kommunaler Energieberatungsstellen 
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